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1.0 Vorbemerkung 

Die Aufstellung der 14. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde 
Heeseberg wurde am 12.07.2022 durch den Rat der Samtgemeinde Heeseberg be-
schlossen. Die Änderung ist notwendig, um die planungsrechtlichen Grundlagen für die 
Ausweisung einer Photovoltaik Freiflächenanlage auf einer Fläche zwischen den Ort-
schaften Jerxheim und Söllingen zu schaffen. 

Die Samtgemeinde Heeseberg liegt südlich des Städtedreiecks Helmstedt als Mittel-
zentrum und den beiden Oberzentren Wolfsburg und Braunschweig und gehört zum 
Landkreis Helmstedt. Im Süden und Osten grenzt das Bundesland Sachsen-Anhalt an. 
Die Samtgemeinde besteht aus den vier Mitgliedsgemeinden Beierstedt, Gevensleben 
(Watenstedt), Jerxheim (Jerxheim-Ort, Jerxheim-Bahnhof und Jerxheim-Siedlung am 
Heeseberg) und Söllingen (Söllingen, Wobeck, Ingeleben, Twieflingen, Dobbeln) auf 
einer Fläche von rd. 82 km². In der Samtgemeinde leben rd. 3.690, in der Gemeinde 
Jerxheim rd. 1.130 und in Söllingen rd. 1.600 Menschen (Stand: 01.08.2023). 

Die Flächennutzungsplanänderung betrifft eine große Außenbereichsfläche südöstlich 
der Ortschaften Jerxheim und Söllingen. Ziel ist die planerische Standortabstimmung 
zur Anlage von Freiflächen für Photovoltaikanlagen.  

1.1 Landes- und regionalplanerische Einordnung; Ziele der Raumordnung 

Für die Samtgemeinde Heeseberg gilt das Landes-Raumordnungsprogramm Nieder-
sachsen (LROP) 1). Derzeit erfolgt die Fortschreibung 2). Das Landes-Raumordnungs-
programm legt aufgrund der zentralörtlichen Gliederung die Ober- und Mittelzentren 
fest. Gemeinsam mit den Grundzentren, die auf der Ebene der Regionalplanung fest-
gelegt werden, bilden sie die zentralen Orte, die im Sinne eines dauerhaften Erhalts 
ausgewogener Siedlungs- und Versorgungsstrukturen zu sichern und zu entwickeln 
sind (2.2.01). 

Naturräumlich gesehen ist die Samtgemeinde Teil des Ostbraunschweigischen Hügel-
land, eine weite offene Muldenlandschaft, aus der sich drei aus Muschelkalk und Bunt-
sandstein bestehende Höhenzüge, Asse, Elm und Oderwald, erheben. Die gesamte 
Landschaft wird vom Ackerbau dominiert, der ca. 80 % der Fläche einnimmt.  

Im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 3) sind im Gemeindegebiet 
u. a. folgende Ziele der Raumordnung im Hinblick auf die vorliegende Planung zeich-
nerisch festgelegt: 

Mit Relevanz für die Photovoltaik-Planung in den Gemeinden Söllingen und Jerxheim: 

- Natura 2000: FFH-Gebiet "Heeseberg-Gebiet" EU-Kennzahl 3830-301. 
- Natura 2000: FFH-Gebiet: "Grabensystem Großes Bruch" EU-Kennzahl 3930-331 
- Flächiger Biotopverbund: das Naturschutzgebiet "Salzwiese Seckertrift" 

(NSG BR 011). 
- Brutvögel- wertvolle Bereiche 2010 Kenn-Nr. Teilgebiet 3931.1/1 im NSG Heese-

berg. 
- Fauna-wertvolle Bereiche Gebietsnummer 3930001. 

                                                           
1) LROP: Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 
2) LROP-ÄNDERUNG: Änderung des Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen. 

Sachstand: Entwurf Dez. 2020; aktueller Verfahrensstand (05.2021): Auswertung der zur Auslegung des 
Entwurfs eingegangenen Stellungnahmen. 

3) Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP) vom 26.09.2017 (GVBl. S. 378). 
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- "Vorranggebiet Windenergienutzung" (IV 3.4.1 (1)) welches sich mit dem "Vorbe-
haltsgebiet Landwirtschaft - aufgrund hohen, natürlichen, standortgebundenen 
landwirtschaftlichen Ertragspotenzials" (III 2.1 (6)) (III 3 (3)) überlagert.  

- "Vorbehaltsgebiet Sonstige Eisenbahnstrecke – mit Regionalverkehr" (IV 1.3 (4)). 

- "Vorranggebiet Hochwasserschutz" (III 2.5.4(4)). 

- "Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße" (IV 1.4 (2)). 

- RROP 

Als Mitglied des Regionalverbandes Großraum Braunschweig gilt für die Samtge-
meinde Heeseberg das Regionale Raumordnungsprogramm für den Großraum Braun-
schweig 2008 (RROP Braunschweig 2008) samt seiner 1. Änderung (letztere hat die 
Weiterentwicklung der Windenergienutzung zum Inhalt). Des Weiteren wurde im Mai 
2018 die Neuaufstellung des RROP beschlossen. Die Planung steht am Anfang: zurzeit 
werden die abgefragten Planungsgrundlagen ausgewertet und daraus ein erster Ent-
wurf entwickelt. 4).  

Die Samtgemeinde Heeseberg liegt im ländlich strukturierten Raum. Die Gemeinde 
Jerxheim bildet das Grundzentrum (II 1.1.1 (8) [Z]).  

Die Standorte der Grundzentren im Großraum Braunschweig übernehmen in den länd-
lichen Regionen Versorgungsfunktionen, die in der Regel auf das jeweilige Samt- oder 
Einheitsgemeindegebiet ausgerichtet sind. Für die hier ansässige Bevölkerung soll die 
Versorgung mit öffentlichen Einrichtungen und Diensten, Einzelhandelsbetrieben, Ärz-
ten und Apotheken sichergestellt werden. An diesen Standorten soll eine Konzentration 
von Wohn- und Arbeitsstätten einhergehen, die über das Maß der Eigenentwicklung 
hinausgeht, um in den ländlichen Regionen leistungsfähige Zentrale Orte zu erhalten. 
(zu 1.1.1(8) Begründung zum RROP).  

Die Einbindung in das Netz des überregionalen Straßenverkehrs erfolgt über die Bun-
desstraße B 244 (Großer Kain, Übergang zur B 4 – Elbingerode Übergang zur B 27). 
Autobahnanschluss besteht in Helmstedt an die A 2 (Ruhrgebiet – Hannover – Berlin), 
über die B 244 mit Anschluss an die B 1 und im Süden Anschluss an die A 36 (Braun-
schweig – Vienenburg – Bernburg). Die weitere regionale Einbindung ist über das klas-
sifizierte Netz der Landes- und Kreisstraßen gegeben.  

Die Bundesstraße B 244 durchquert von Süden (Bahnhof Jerxheim) kommend die Ort-
schaften Jerxheim und Söllingen weiter bis nach Twieflingen als "Hauptverkehrsstraße 
((IV 1.4 (2) [Z])" und die L 622, als "Hauptverkehrsstraße von regionaler Bedeutung 
((IV 1.4 (2) [Z])" aus Westen kommend, die Ortschaft Gevensleben bis nach Wa-
tenstedt. Dort mündet sie in die L 623 ((IV 1.4 (2) [Z])", die in Beierstedt in die K 28 ((IV 
1.4 (2) [Z])" übergeht und in Jerxheim endet. Der aus Schöppenstedt kommende Schie-
nenverkehr, der bis Jerxheim Bahnhof die Streckennummer 1942 und weiter in Rich-
tung Söllingen/Schöningen die Streckennummer 1940 hatte, wird im RROP in der Ka-
tegorie Verkehr als "Sonstige Eisenbahnstrecke (mit Regionalverkehr) ((IV 1.3 (4) [G])" 
geführt. Der Bahnhof Schöppenstedt wurde in 2017 zum Haltepunkt zurückgebaut und 

                                                           
4) Regionalverband Großraum Braunschweig: 2008, 1. Änderung, für den Großraum Braunschweig 

- Regionales Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 (RROP Braunschweig 
2008). In Kraft getreten am 05.05.2008 - 1. Änderung "Weiterentwicklung der Windenergienutzung" des 
RROP Braunschweig 2008. In Kraft getreten am 02.05.2020 
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die Abschnitte zwischen Schöningen und Jerxheim (1940) und Jerxheim und Schöp-
penstedt (1942) sind zum 21. Mai 2009 durch das Eisenbahn – Bundesamt stillgelegt 
worden 5).  

1.1.1 Mitgliedsgemeinden Söllingen/Jerxheim  

 
Regionales Raumordnungsprogramm Großraum Braunschweig: "Unterstützungstool Freiflächen PV – 
Planung" 

Die vorgesehenen Planungsflächen liegen im südlichen Landkreis Helmstedt in der 
Samtgemeinde Heeseberg, südöstlich der Ortschaften Jerxheim und Söllingen. Er-
reicht wird das Planungsgebiet durch die B 244 und das vorherrschende Wegesystem.  

Mit der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die Flächen als "Sonderbau-
flächen" mit der Zweckbestimmung "Erneuerbare Energien" planungsrechtlich gesi-
chert werden. Neben der Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlage sieht das künf-
tige Konzept zudem eine Wiedervernässung des vorhandenen Niedermoorbodens vor. 
Dabei wird eine Extensivierung der Bodenflächen in Grünflächen angestrebt.  

Die niedersächsische Landesregierung hat am 31.08.2022 die Änderung der Verord-
nung des Landes-Raumordnungsprogramms (LROP) beschlossen, um die Suche nach 
geeigneten Flächen für Freiflächen PV-Anlagen zu erleichtern. Am 19.10.2022 wurde 
die Arbeitshilfe "Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Niedersachsen" 6) 
des Niedersächsischen Landkreistages und des Niedersächsischen Städte- und Ge-
meindebundes in Kooperation mit dem Niedersächsischen Ministerien für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (oberste Landesplanungsbehörde) sowie dem 
Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz in der 

                                                           
5) Eisenbahn – Bundesamt, Zentrale Bonn 

https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Stilllegung/ListenStatistiken/listenstatistiken_node 2020_08_18 
6) Niedersächsische Landkreistag und Niedersächsische Städte- und Gemeindebund: "Planung von Freiflä-

chen-Photovoltaikanlagen in Niedersachsen-Hinweise und Empfehlungen aus der Perspektive der Raum-
ordnung" 1.Auflage, Stand: 19.10.2022 

https://www.eba.bund.de/DE/Themen/Stilllegung/ListenStatistiken/listenstatistiken_node
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1. Auflage veröffentlicht. Ziel der Arbeitshilfe ist es, eine fachliche Bewertung von po-
tenziellen Standorten und damit eine räumliche Steuerung von Freiflächen-Photovol-
taik-Anlagen für die Kommunen sowie für potenzielle Projektentwickler und –Betreiber 
zu erleichtern, zur Planungsbeschleunigung beizutragen und die Planungssicherheit 
zu erhöhen. Zudem wurde vom Regionalverband Großraum Braunschweig ein "Unter-
stützungstool Freiflächen PV-Planung" eingerichtet, welcher den Akteuren mit interak-
tiven Karten eine einfache, belastbare, planerische Abwägung in der kommunalen Bau-
leitplanung bietet. Im Rahmen einer Voruntersuchung in der Samtgemeinde Heese-
berg wurde mit der Arbeitshilfe "Planung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Nie-
dersachsen" das Planungsbüros Schwerdt beauftragt eine Studie im Samtgemeinde-
gebiet nach potentiellen Freiflächen für Photovoltaik anzulegen. Gemeinsam mit der 
Samtgemeinde und den Mitgliedsgemeinden wurde das Samtgemeindegebiet nach 
potentiellen Flächen untersucht, da nur eine gesamträumliche Steuerung als sinnvoll 
betrachtet wird, um den umfangreichen technischen und gesetzlichen Anforderungen 
der letzten Jahre für die Energiewende meistern zu können. Mit der Größe eines Such-
raums ist die Wahrscheinlichkeit, konfliktarme und insoweit besonders geeignete 
Standorte für PV-Anlagen zu finden höher und ermöglicht sowohl ein überörtlicher Ver-
gleich von Standortlagen als auch eine gemeindliche Steuerungsplanung. Das Gebiet 
des Großen Bruchs sowie der Klimapark wurden in der Voruntersuchung berücksich-
tigt.  

Auch aus dem NKlimaG lässt sich ein Handlungserfordernis für Städte und Gemeinden 
ableiten: Das NKlimaG gibt in § 3 Abs. 1 Nr. 3b) vor, dass in Bebauungsplänen bis 
2033 0,47 Prozent der Landesfläche für Freiflächen-PV-Anlagen gesichert sein sollen. 

Der Geltungsbereich liegt nach der zeichnerischen Darstellung des Unterstüt-
zungstools vom RROP außerhalb der vorhandenen Bebauung und befindet sich im 
gesamten Planbereich in einem "Vorranggebiet Hochwasserschutz", welches sich 
gleichzeitig als Überschwemmungsgebiet "Großes Graben" darstellt. Raumbedeut-
same Planungen und Maßnahmen sind dort nur zulässig, soweit sie mit den Anforde-
rungen des Hochwasserschutzes vereinbar sind, insbesondere wenn die Hochwasser-
rückhaltung nicht beeinträchtigt wird, die Realisierung im überwiegenden öffentlichen 
Interesse liegt und wenn die Alternativstandorte außerhalb der Überschwemmungsge-
biete nicht vorhanden sind und die Belange der Ober- und Unterlieger beachtet werden.  

Nach Einschätzung der Umweltverbände BUND, NABU und Niedersächsischer Hei-
matbund (NHB), ist für den Hochwasserschutz eine wirkungsvolle Renaturierung der 
Fließgewässer, das Freihalten der Flussauen von Bebauung und die Ausweisung von 
weiteren Retentionsflächen im Bereich die niedersächsischen Flüsse voranzutreiben. 
Gesetzliche Grundlage zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten bildet der 
§ 76 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 115 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Wassergesetzes. In § 78 WHG sind besondere Schutzvorschriften für 
festgesetzte Überschwemmungsgebiete festgelegt, welche zu beachten sind.  

Bei einem gemeinsamen Termin mit dem NLKWN (Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) und dem Vorhabenträger wurde be-
züglich der Schutzverordnung der Hochwasserrückhaltung im Überschwemmungsge-
biet sich darauf geeinigt, dass für die Herausnahme der Wasserläufe im Bereich des 
Großen Grabens/Großes Bruch von den Vorschriften des Gesetztes über die Freihal-
tung des Überschwemmungsgebietes nichts gegen spricht. Die besagte Verordnung 
stammt aus dem Jahre 1949 und die Wassergräben sowie das Pumpwerk selbst ent-
sprechen nicht mehr den Erfordernissen und Anforderungen des Hochwasserschutzes 
um Wasser zu befördern. Der Kreistag des LK Helmstedt hat am 07.02.2024 diesbe-
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züglich den Antrag gestellt und die Verwaltung damit beauftragt im Ausschuss für Um-
weltschutz eine rechtssichere Beschlussvorlage zu erarbeiten, mit der die Heraus-
nahme der Wasserläufe im Bereich des Großen Grabens/Großes Bruch von den Vor-
schriften des Gesetzes über die Freihaltung des Überschwemmungsgebietes be-
schlossen werden kann. Unter diesem Aspekt, ändern sich die Anforderungen zu der 
Vereinbarkeit des Geltungsbereichs im Hinblick auf die Verträglichkeit der Hochwas-
serrückhaltung und der Realisierbarkeit des Projektes. Durch die Herausnahme der 
Schutzverordnung schätzt die Samtgemeinde die Beeinträchtigungen im Hinblick auf 
die Anforderungen die Hochwasserrückhaltung im Bereich des Großen Grabens als 
gering ein.  

Im Bereich des Grabens und der Randgraben wird im südlichen Teil des Planungsge-
bietes als "Vorranggebiet Natura 2000 mit linienhafter Ausprägung deckungsgleich mit 
Naturschutz dargestellt und befindet sich zugleich in einem FFH-Gebiet Nr. 386 "Gra-
bensystem Großes Bruch" mit der EU-Kennzahl 3930-3310 und in einem Landschafts-
schutzgebiet Großes Bruch mit dem Kennzeichen LSG HE 00027. Das Landesschutz-
gebiet dient dem Schutz des FFH-Gebietes. Östlich des Plangebietes, entlang der Lan-
desgrenze verläuft die Schöninger Aue und entlang der südlichen Grenzen, parallel 
zum Großen Graben verläuft der Triftgraben, welcher auch das Plangebiet Richtung 
Sachsen-Anhalt abschließt. Es ist daher bei weiterer Planung die Verordnung über das 
Landschaftsschutzgebiet "Großes Bruch" zu beachten.  

Entlang der Gräben und somit auch entlang der Landesgrenze verläuft das Grüne Band 
Sachsen-Anhalt, welches 2007 in der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt 
vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit als Leucht-
turmprojekt herausgehoben wurde und ist seit 2009 auch im § 21 des Bundesnatur-
schutzgesetzes verankert. Mit dem am 9. November 2019 Inkrafttreten des Gesetzes 
"Grünes Band Sachsen-Anhalt – Vom Todesstreifen zur Lebenslinie" zur Festsetzung 
des Grünen Bandes als Nationales Naturmonument, besteht die gesetzliche Verpflich-
tung für eine einheitliche Entwicklung im Sinne des Schutzzweckes die Erstellung eines 
Pflege-, Entwicklungs- und Informationsplanes zu gewährleisten. Daher wird im Zeit-
raum von Mai 2021 bis Dezember 2024 für das Nationale Naturmonument Grünes 
Band Sachsen-Anhalt gemäß § 7 Abs. 1 GBG LSA ein Pflege-, Entwicklungs- und In-
formationsplan erstellt. Die Planerstellung umfasst zunächst die naturschutzfachlichen 
Planungsinhalte sowie eine Erfassung baulicher Grenzrelikte und ist bei fortlaufender 
Planung in Betracht zu ziehen.  

Nach den Grundsätzen des RROP sollen in Vorbehaltsgebieten alle raumbedeutsa-
men Planungen und Maßnahmen so abgestimmt werden, dass diese Gebiete in ihrer 
Eignung und besonderen Bedeutung möglichst nicht beeinträchtigt werden. Eine ab-
weichende Nutzungsentscheidung der Samtgemeinde ist insofern begründet möglich.  

Die von der Planung betroffenen Flächen kennzeichnen sich durch eine mittlere Bo-
denfruchtbarkeit/ Ertragsfähigkeit im südlichen Teilbereich und durch eine hohe Bo-
denfruchtbarkeit im nördlichen Teilbereich aus. Insofern wird hier Ackerboden mit mitt-
lerer bis hoher Qualität in Anspruch genommen. Mit dem Bau von Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen für solare Strahlungsenergie auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
stehen den raumordnerischen Zielen jedoch nicht entgegen. 

Da der Große Bruch neben den Vorranggebieten nur mit Vorbehaltsflächen für die 
Landwirtschaft umgeben ist und die Böden kein besonderes Ertragspotential auswei-
sen und die umfangreichen technischen und gesetzlichen Neuerungen der letzten 
Jahre einen ambitionierten Rahmen für die dringlich anstehende Energiewende bilden, 
erachtet die Gemeinde das Herauslösen der landwirtschaftlichen Flächen an dieser 
Stelle als sinnvoll. Grundlegend bleibt durch die Umwandlung von Ackerflächen in 



Flächennutzungsplan, 14. Änderung  - 8 - 

Samtgemeinde Heeseberg, Landkreis Helmstedt 

 

 

Dr.-Ing. W. Schwerdt Büro für Stadtplanung Braunschweig 

Grünlandnutzung mit darüber errichteten Photovoltaikanlagen auch eine Nutzung im 
Sinn der Landwirtschaft erhalten, zumal auf den Flächen damit einhergehend eine 
Schafbeweidung angestrebt wird. 

Im Rahmen der Umsetzung werden nachvollziehbarerweise Beeinträchtigungen der 
naturräumlichen Schutzgüter und in das Landschaftsbild durch die technische Inan-
spruchnahme von bisherigen Agrarflächen verursacht. Da allerdings durch die inten-
sive Nutzung der Flächen für die Landwirtschaft die Plangebietsflächen bereits im Aus-
gangszustand einige Beeinträchtigungen aufweisen, sieht die Samtgemeinde in seiner 
Abwägung die Überplanung der Flächen als angemessen an. Die Samtgemeinde ver-
folgt damit das Ziel der Energieerzeugung aus regenerative Quellen zu unterstützen. 

So eignen sich die Flächen aufgrund der Lage im Außenbereich nicht für das Wohnen 
und die Flächen sind nicht mit Wald bestanden. Das Vorranggebiet "Hauptverkehrs-
straße von regionaler Bedeutung", ca. 200 m südlich, und die Vorbehaltsgebiete "Sons-
tige Eisenbahnstrecke (mit Regionalverkehr) und "Haltepunkt" ca. 220 m südlich / süd-
westlich werden durch das neue Vorhaben in ihren von der RROP festgelegten Belan-
gen ebenfalls nicht berührt.  

Durch die Entfernung zu den Gemeinden Jerxheim und Söllingen wird die vorgesehe-
nen Photovoltaikanlagen auch zu keiner Beeinträchtigung der eigenständigen Wahr-
nehmung des Ortes führen. Die Ziele der Raumordnung im Sinne von § 1 Abs. 4 
BauGB sind insofern beachtet. Die Samtgemeinde betrachtet daher die Planung als an 
die Ziele der Raumordnung angepasst. 

 

1.2 Entwicklung des Flächennutzungsplans/Rechtslage/Darstellungsform 

 
Flächennutzungsplan Samtgemeinde Heeseberg 2006 

Die 14. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Heeseberg bezieht 
sich ausschließlich auf Flächen im Außenbereich, südöstlich der Gemeinden Söllingen 
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und Jerxheim. Sie wird aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Samtge-
meinde Heeseberg, aus der Neufassung von 2006 entwickelt. Der Geltungsbereich 
wird als "Fläche für die Landwirtschaft" dargestellt.  

Der Flächennutzungsplan ist im Maßstab 1:5.000 für die Ortslagen (städtebauliche Ak-
tivzone) und im Maßstab 1:25.000 für das Gemeindegebiet – mit Ausnahme der Recht-
eckausschnitte für die Ortslagen – dargestellt.  

In einer Übersicht ist der Bereich mit dem Gegenstand der Änderung gekennzeichnet. 
Der beiliegende aktuelle Stand ist eine Zusammenfügung des wirksamen Flächennut-
zungsplans einschließlich seiner Änderungen und besitzt rein informellen Charakter. 
Die Planzeichendarstellung erfolgt nach der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 
(PlanZV´90). Ferner wird die Neufassung der Baunutzungsverordnung vom 
23.01.1990, in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 berücksich-
tigt. 

 

1.3 Notwendigkeit der Planaufstellung, Ziele, Zwecke und Auswirkungen des Flä-
chennutzungsplans 

Die umfangreichen technischen und gesetzlichen Neuerungen der letzten Jahre bilden 
einen Rahmen für die dringlich anstehende Energiewende. In der praktischen Umset-
zung tragen hierbei die Gemeinden im besonderen Maße Verantwortung. Damit dies 
auf geeigneten Flächen gelingen kann und um die Planungssicherheit zu erhöhen ist 
die Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Heeseberg erforderlich, 
um die Darstellungen des wirksamen Plans den konkreten Absichten zur Errichtung 
von Freiflächen-Photovoltaikanlage anzupassen und planerisch abzustimmen.  

In einem parallel laufenden Verfahren soll die Aufstellung des Bebauungsplans vorge-
nommen werden. Dem Entwicklungsgebot entsprechend, werden die Festsetzungen 
aus den Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung entwickelt. Die Flächennut-
zungsplanänderung wird hinsichtlich der Eignung und planerischen Erfordernisse nur 
in der Bearbeitungstiefe überprüft, die dem Flächennutzungsplan gerecht wird.  

Abgeleitet aus § 48 Abs. 1 Nr. 3c (Solare Strahlungsenergie) des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz – EEG) berücksichtigt die Samtgemeinde dabei insbesondere die Ände-
rung des Baugesetzbuchs, wonach gem. § 1 Abs. 5 Satz 2 die Bauleitpläne u. a. dazu 
beitragen sollen den Klimaschutz zu fördern.  

Auswirkungen der Planung ergeben sich insbesondere hinsichtlich der Vorordnung des 
Landschaftsschutzgebietes "Großes Bruch", welches auch ein Natura 2000-Gebiet 
umfasst und nach § 26 Abs. 2 BNatSchG sind unter besonderer Beachtung des § 5 
Abs. 1 BNatSchG im gesamten LSG und nach Maßgabe näherer Bestimmungen alle 
Handlungen verboten, die den Charakter des Gebietes gem. § 2 dieser Verordnung 
verändern oder dem allgemeinen, dem besonderen oder dem speziellen Schutzzweck 
gem. § 3 Abs. 1, 2 und 3 dieser Verordnung zuwiderlaufen. Nach § 4 Abs. 2 Nr. 6 der 
Verordnung des LSG 7) ist die Errichtung von nicht privilegierten baulichen Anlagen 
jeglicher Art, auch wenn diese keiner Baugenehmigung bedürfen verboten. Nach § 7 
Abs. 2 der Verordnung des LSG ist die Befreiung zur Realisierung von Plänen oder 
Projekten nur dann gewährt, wenn sie sich im Rahmen der Prüfung nach § 34 Abs. 1 
Satz 1 BNatSchG in Verbindung mit § 26 NAGBNatSchG als mit dem besonderen 

                                                           
7)  Bekanntmachung der Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Großes Bruch" in den Gemeinden 

Gevensleben, Beierstedt, Jerxheim und Söllingen der Samtgemeinde Heeseberg, Landkreis Helmstedt 
vom 09.12.2020 
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Schutzzweck dieser Verordnung vereinbar erweisen oder die Voraussetzungen des 
§ 34 Abs. 3 bis 6 BNatSchG erfüllt sind. 

Diese Vorgaben sind üblicherweise auf Grundlage der Detailplanung im nachfolgenden 
Bebauungsplanverfahren bzw. der Baugenehmigungsebene im Einvernehmen mit der 
zuständigen Naturschutzbehörde in die Planung einzustellen und verbindlich zu regeln. 
Auf Ebene des Flächennutzungsplans ist lediglich zu klären, ob eine Zustimmung für 
eine Freiflächen-Photovoltaikanlage im Landschaftsschutzgebiet an dieser Stelle im 
Grundsatz in Aussicht gestellt werden kann.  

Da es sich bei dem vorliegenden Flächennutzungsplan Änderung um große Flächen 
handelt, welche momentan überwiegend landwirtschaftlich genutzt werden und das 
Gebiet sich zum großen Teil im Niedermoorstandort des Großen Bruchs befindet 
(Landschaftsschutzgebiet) und parallel die umfangreichen technischen und gesetzli-
chen Neuerungen der letzten Jahre einen ambitionierten Rahmen für die dringlich an-
stehende Energiewende bilden, tragen die Gemeinden bei der praktischen Umsetzung 
im besonderen Maße Verantwortung geeignete Flächen zu finden.  

Im Sinne einer nachhaltig geordneten Entwicklung mit möglichst verträglich und kon-
fliktarme Standorte zu finden bietet das Große Bruch mit den bedeutenden Moorböden 
zur Wiedervernässung großes Potential, weshalb der künftige Betreiber des 
Klimaparks im Einvernehmen mit den zuständigen Naturschutzbehörden in die vorlie-
gende Planung geht. Der Landkreis Helmstedt erteilte mit dem Schreiben vom 
06.07.2023 die Befreiung der Landschaftsschutzgebietsverordnung "Großes Bruch" 
von nicht privilegierten baulichen Anlagen jeglicher Art zu errichten, auch wenn diese 
keiner Baugenehmigung bedürfen. Seitens des BUNDs wurde allerdings Widerspruch 
zur Befreiung eingelegt, sodass der Status dahingehend offenbleibt. 

Das Plangebiet liegt im Niedermoorstandort des Großen Bruchs, in welchem derzeit 
die Abführung überschüssigen Wassers in die Gräben über ein Pumpwerk gesteuert 
wird. Parallel wurde ein hydrogeologisches Gutachten erstellt, welches die Auswirkun-
gen des geplanten Solarparks auf den Wasserhaushalt und die Grundwasserverhält-
nisse im Plangebiet untersucht hat. 8) 

Entsprechend der Vorgaben des Baugesetzbuchs führt die Samtgemeinde gem. § 2 
Abs. 4 BauGB parallel zur Planaufstellung ein Artenschutzgutachten durch, die ihren 
Niederschlag in der nachfolgenden Begründung und im Umweltbericht gefunden hat.  

  

                                                           
8) Studie zu den möglichen Auswirkungen des geplanten Klimaparks auf die hydrogeologischen Verhältnisse 

im Großen Bruch; HGN Beratungsgesellschaft mbH; M. Meinert, S. Kraue: Stand 25.April 2023 
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2.0 Rechtsgrundlagen / Anlass der Planung 

 

2.1 Sonderbauflächen "Erneuerbare Energien" (S) gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO 

Der Planungsbereich befindet sich mindestens rd. 2.7 km südöstlich von der Gemeinde 
Jerxheim und mindestens rd.2.4 km südöstlich von der Gemeinde Söllingen. Die Än-
derungsflächen umfassen insgesamt rd. 225 ha, welche im Außenbereich liegen und 
im aktuellen Flächennutzungsplan als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt sind. 
Künftig sollen die Flächen nach der allgemeinen Art der baulichen Nutzung als Son-
derbauflächen (S) mit der Zweckbestimmung "Erneuerbare Energien" ausgewiesen 
werden, um Freiflächen für Photovoltaikanlagen zu sichern. Die Gemeinde verfolgt da-
mit das Ziel der Energieerzeugung aus regenerative Quellen zu unterstützen.  

Die Auswahl der Flächen für die Planung wurde hierbei unter Berücksichtigung der 
bestehenden Vorranggebiete für Natur und Landschaft und Vorranggebiet Erholung 
sowie unter Bezugnahme auf die verfügbaren Flächen getroffen. Wie dem weiteren 
Begründungstext entnommen werden kann, bestehen keine städtebaulichen Gründe 
gegen die geplante Inanspruchnahme. Die sich abzeichnenden Konflikte können be-
wältigt werden. Diese Festlegung beruht u. a. auf der Auswertung des zwischenzeitlich 
eingeholten Voruntersuchung 9). 

Grundsätzlich zählen auch Module zur Stromerzeugung aus solarer Strahlungsenergie 
zu baulichen Anlagen, die in Industrie- bzw. Gewerbegebieten allgemein zulässig sind. 
Um jedoch der Gefahr einer ungeordneten Zersiedlung der Landschaft zu begegnen, 
die sich durch diese allgemeine Nutzungsart einstellen könnte und im Hinblick auf die 
Vorgaben der Raumordnung zum Schutz des Außenraumes, die sich insbesondere 
durch die Festlegung als "Vorranggebiet Natur und Landschaft" und "Vorranggebiet 
Erholung" ausdrücken, schränkt die Samtgemeinde die Art der baulichen Nutzung für 
den Bereich ein. Die Samtgemeinde greift daher die Möglichkeiten der Baunutzungs-
verordnung (BauNVO) auf und führt die künftige Nutzung gem. § 1 Abs. 1 Nr. 4 
BauNVO über eine Sonderbaufläche (S) mit der Zweckbestimmung "Erneuerbare 
Energien" aus. 

Im Rahmen der Energiewende und dem angestrebten Ende der Kohleverstromung 
sieht insbesondere der im Jahr 2016 beschlossene "Klimaschutzplan 2050" der Bun-
desregierung einen kontinuierlichen Ausbau erneuerbarer Energien vor, um fossile 
Brennstoffe langfristig zu ersetzen. Dabei soll eine Verringerung des absoluten Ener-
giebedarfs bei gleichzeitiger Erhöhung der Energieeffizienz erreicht werden. Hierzu hat 
der Deutsche Bundestag am 24.06.2021 ein neues Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) 
beschlossen. Mit dem novellierten Gesetz, das am 31. August 2021 in Kraft getreten 
ist, soll staffelweise bis 2045 eine verbindliche Treibhausneutralität erreicht werden. 

Auch auf Landesebene hat die Energiewende und der damit verbundene Ausbau er-
neuerbarer Energien eine hohe Bedeutung als gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Des-
halb und mit explizitem Hinweis auf die Generationengerechtigkeit, hat der Niedersäch-
sische Landtag das Thema Klima im Dezember 2020 als Staatsziel in die Landesver-
fassung aufgenommen. Gleichzeitig wurden in einem Niedersächsischen Klimagesetz 
(NKlimaG) die klimapolitischen Ziele des Landes festgelegt 10). Das Niedersächsische 
Klimagesetz wurde 2022 novelliert und ist eines der modernsten und weitestgehenden 

                                                           
9) Schutzgut Arten- & Lebensgemeinschaften Bestandssituation Biotop- & artenschutzrechtliche Hinweise; 

Dr. Reinhold Kratz Büro für Naturschutzforschung, Stand: Juni 2023 
10) Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz: Niedersächsische Klima-

schutz-strategie 2021, Niedersachsen  
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Klimagesetze bundesweit 11). Zu den wichtigsten erneuerbaren Energieträgern, die be-
sonders die fossilen Energieträger Braun- und Steinkohle ersetzen sollen, gehört ne-
ben der Windenergie (EEG 2021 § 3 Abs. 21b) verstärkt auch die Solarenergie (EEG 
2021 § 3 Abs. 21c, solare Strahlungsenergie). 

Der Begriff "Erneuerbare Energien" beschreibt dabei mit Blick auf die allgemeine Kon-
zeption eines Flächennutzungsplans, der lediglich die Grundzüge der Art der Boden-
nutzung darstellt, die geplante Inanspruchnahme der Flächen und begrenzt die bauli-
che Entwicklung auf den Nutzungszweck. Dies wird als angemessen erachtet, da sich 
die Flächen im Außenbereich befinden und eine jedwede bauliche Inanspruchnahme 
keine generelle Zustimmung erfährt. 

Für die Erschließung der Sonderbauflächen kann auf die bestehenden Straßen und 
Wege im Umfeld der Änderungsbereiche zurückgegriffen werden, da die Flächen mit 
Ausnahme der Bauzeit nur zu Wartungs- und Grünlandpflegearbeiten angefahren wer-
den müssen. Die Neuanlage von Straßen oder Wege ist insofern nicht erforderlich; ggf. 
sind vorhandene Feldwege zu ertüchtigen. Auf Bebauungsplanebene sind weiterge-
hende Aussagen zur Verträglichkeit der Anlagen bzw. ihrer Aufstellung und Anordnung 
in Bezug auf die Sicherheit des Verkehrs nicht notwendig, da die Wegestruktur aus-
schließlich aus Feldwegen besteht. 

Abschließende Aussagen und Festlegungen zur Nutzung der Flächen, gerade auch in 
Bezug auf die Vorordnung des Landschaftsschutzgebietes, erfolgen auf den weiteren 
Planungsebenen durch abschließende Festsetzungen in einem Bebauungsplan auf 
Grundlage der konkreten Rahmenbedingungen und einer Anlagenbeschreibung. Die 
künftige Freiflächen-Photovoltaikanlage ruft Eingriffe in die Schutzgüter von Natur und 
Landschaft hervor, der sich aber aufgrund der geringen Bauhöhen und Versiegelungen 
als relativ gering erweisen werden. Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes 
und Vorgaben des § 19 BNatSchG nehmen in der weiterführenden Bauleitplanung eine 
Sonderstellung ein, da sie handlungsbezogen (und nicht planungsbezogen) formuliert 
sind.  

Die Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Untersuchung sowie der Biotoptypenkartie-
rung werden als Abwägungsgrundlage und zur Beurteilung der Eingriffe und ggf. erfor-
derlichen Ausgleichsmaßnahmen ebenfalls in die weitere Planung einfließen. Die kon-
krete Bilanzierung des Eingriffs im Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB hat allerdings im Be-
bauungsplanverfahren zu erfolgen, da auf der vorliegenden Planungsebene konkrete 
Angaben zur Anlagenart, der Bodenversiegelung usw. noch nicht vorliegen. So werden 
im Rahmen des Bebauungsplans Festsetzungen wie z. B. die Pflanzung von Baum-
Strauch-Hecken und weitere Regelungen getroffen, um unter Berücksichtigung von 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen artenschutzrechtliche Verbotstatbe-
stände nach § 44 BNatSchG sicher auszuschließen, sodass im Ergebnis keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter verbleiben.  

Grundlegend bleibt durch die Umwandlung von Ackerflächen in Grünlandnutzung mit 
darüber errichteten Photovoltaikanlagen auch eine Nutzung im Sinn der Landwirtschaft 
erhalten, zumal auf den Flächen damit einhergehend eine Schafbeweidung angestrebt 
wird.  

Anlagenbedingt ist auch im Hinblick auf die Oberflächenentwässerung, aufgrund des 
geringen Versiegelungsgrades durch die Modulfundamente, nicht mit einer deutlichen 
Verschlechterung der abflussmindernden Wirkung im Vorhabengebiet zu rechnen. 

                                                           
11) https://www.umwelt.niedersachen.de/startseite/themen/klima/klimaschutz/klimaschutz_in_nie-

dersachsen/klimaschutz-in-niedersachsen-200413.html 
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Vielmehr wird das Thema des Wiedervernässens der Niedermoorböden und die mög-
lichen Auswirkungen auf die Böden im Gebiet ein wichtiger Aspekt sein, da geplant 
wird den Boden durch das Steuern der Grundwasserstände mit Hilfe des Schöpfwer-
kes, welches das Wasser aus dem Großen Graben befördert, anzuheben. Dieses führt 
zu einer Reduzierung der Abbauprozesse im Niedermoorboden führt. Infolgedessen 
vermindern sich die Stoffausträge in die Luft (CO2)) in das Grundwasser und Gräben 
(Stickstoff) erheblich. Außerdem fällt die Düngung und der Einsatz von Pflanzenschutz-
mitteln weg. Mit dem Vorhaben wird daher sowohl die Boden- als auch die Wasserqua-
lität gefördert. Für die Beurteilung des Wasserhaushaltes im Rahmen der Planung des 
Klimaparks wurde ein hydrogeologisches Gutachten erstellt, welches seinen Nieder-
schlag im Kapitel 2.3 findet. 

Im Hinblick auf den Landschaftsverbrauch ruft die künftige Photovoltaikanlage einen 
Eingriff in die Schutzgüter von Natur und Landschaft, Boden und Fläche hervor, der 
sich aber aufgrund der angestrebten Bauart und Aufstellung der Module – vorgesehen 
ist eine Aufstellung durch das Einrammen von Profilen ohne Fundamentierung – als 
relativ gering erweisen wird. Zusätzlich steht die Schaffung von Rückzugsräumen für 
Kleinsäuger und Vögel durch eine angestrebte Grünlandeinsaat mit extensiver Nut-
zung (Schafweide) auf den Modulfeldern gegenüber. Insofern ist zum derzeitigen Zeit-
punkt damit zu rechnen, dass der mögliche Eingriff durch die Anlagen im direkten Vor-
habenbereich hierdurch und durch Randeingrünungen in Form von Strauchhecken 
ausgeglichen werden kann.  

 

2.2 Artenschutz, Biotoptypen Vorabschätzung 

In Bauleitverfahren im Außenbereich ist neben der Eingriffsregelung nach § 14 ff Bun-
desnaturschutzgesetz auch der Besondere Artenschutz nach § 44 des gleichen Geset-
zes zu betrachten. 

Auf Grundlage einer Vorabschätzung des Artenspektrums und der Wirkfaktoren ist zu 
beurteilen, ob bei den nachgelagerten Planungsverfahren Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatschG eintreten können und ob/wie diese vermieden werden können oder 
durch vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden können.  

Ebenso sind weitere naturschutzfachliche Auswirkungen auf den nachfolgenden Pla-
nungsebenen, die konkrete Grundlagen liefern, gem. § 1a Abs. 3 BauGB anhand einer 
Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) abzuhandeln.  

An dieser Stelle werden deshalb lediglich allgemeine Angaben zu potenziellen Vermei-
dungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen beschrieben. 

Als Datengrundlage können schon die Ergebnisse zu umfassenden Kartierungen ge-
nutzt werden, die in den Jahren 2022/23 durch Dr. Reinhold Kratz, Büro für Natur-
schutzforschung durchgeführt wurden.  

In Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Helmstedt fan-
den folgende Bestandserfassungen statt:  

• Biotoptypen 

• Flora (gefährdete und geschützte Arten) 

• Vögel, Brut, Gast- und Rastvögel 

• Amphibien 

• Makroinvertebraten (Libellen und Käfer) 
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Außerdem wurden Daten und Informationen aus Schutzgebietsverordnungen in die 
Beschreibung und Bewertung einbezogen. 

Arten- und Lebensgemeinschaften 

Biotoptypen 

Das Untersuchungsgebiet für die Biotoptypenkartierung umfasste das Plangebiet von 
ca. 250 ha und dessen Randbereiche und hatte eine Flächengröße von ca. 287 ha. 

Mit einem Flächenanteil von 88 % dominieren eindeutig intensiv genutzte Äcker 
(Tab. 1). Grünland mit den Biotoptypen Grünland-Einsaat, Intensivgrünland auf trocke-
nen Mineralböden und Trittrasen machen nur einen sehr geringen Anteil von 0,6 % 
aus. 

Die landwirtschaftlich genutzten Flächen werden von linearen Strukturen begrenzt. 
Diese setzen sich aus Gehölzbiotopen (Baumgruppe, Strauch-Baumhecke, Sonstiger 
standortgerechter Gehölzbestand), Entwässerungsgräben (Nährstoffreicher Graben), 
gewässerbegleitende Randstreifen (Halbruderale Gras- und Staudenfluren feuchter 
und mittlerer Standorte, Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte) und davor gela-
gerte Feldwege zusammen. 

Biotoptyp Kürzel Fläche (ha) Anteil (%) 

Acker A 252,56 88,0% 

Grünland-Einsaat, Intensivgrünland trockener 
Mineralböden, Trittrasen GA/GI/GR 1,74 0,6% 

Nährstoffreicher Graben  FGR 5,65 2,0% 

Halbruderale Gras- und Staudenfluren  feuch-
ter und mittlerer Standorte, Ruderalflur frischer 
bis feuchter Standorte  UHF/UHM/URF 8,62 3,0% 

Baumgruppe /Strauch-Baumhecke /Sonstiger 
standortgerechter Gehölzbestand HBE/HFM/HPS 9,41 3,3% 

(Feld-)Weg / Lagerplatz OVW/OFL 8,96 3,1% 

Untersuchungsgebiet USG 286,93 100,0% 

Tab. 1: Biotoptypen im Untersuchungsgebiet mit Angaben zu Flächengrößen und -anteilen 

Nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz bzw. nach § 24 Niedersächsisches Ausführungs-
gesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) besonders geschützte Bio-
toptypen sind nicht vorhanden. 

Zu den potenziell nach § 22 NAGBNatSchG geschützten Biotoptypen, die im Untersu-
chungsgebiet nachgewiesen wurden, gehören als sog. Ödland Halbruderale Gras- und 
Staudenfluren feuchter und mittlerer Standorte und Ruderalfluren frischer bis feuchter 
Standorte, wenn sie eine Mindestgröße von 1,0 ha erreichen. Biotoptypen des An-
hangs I der FFH-Richtlinie sind im Gebiet nicht vertreten. Geschützte oder gefährdet 
Pflanzenarten wurden im USG nicht festgestellt. 

Vögel 

Insgesamt konnten im Untersuchungsgebiet 53 europäische Vogelarten nachgewiesen 
werden. Davon waren 20 Arten Brutvögel mit insgesamt 92 Revieren.  
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Die meisten Brutpaare konnten für die Feldvogelarten Feldlerche (Alauda arvensis) mit 
19 Brutpaaren (BP) und Schafstelze (Motacilla flava) mit 13 BP ermittelt werden. 

Die nachgewiesenen Brutvögel brüten bis auf Feldlerche und Schafstelze, die boden-
brütende Arten der Felder sind, alle in Gehölzen und in den vorgelagerten Säumen, 
wie in Tabelle 2 dargestellt.  

Tab. 2: Artenzusammensetzung der Brutgilden 

Nach dem BNatSchG sind alle vorkommenden Arten besonders geschützt. Streng ge-
schützte Arten wurden als Brutvögel nicht festgestellt. 

Schutzstatus 

Als Vogelart des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie kam der Neuntöter als Brut-
vogel vor. Vogelarten des Art. 4 Abs. 2 der EU-Vogelschutzrichtlinie sind Feldlerche, 
Nachtigall, und Schafstelze.  

Gefährdungssituation 

Die Feldlerche ist in Niedersachen, regional sowie bundesweit als gefährdet gelistet. 
Gartenrotschwanz ist in der regionalen Vorwarnliste des Hügel- und Berglandes zu fin-
den. Baumpieper, Gelbspötter, Goldammer, Nachtigall, Neuntöter und Stieglitz befin-
den sich in der Vorwarnliste von Niedersachsen und dem Hügel- und Bergland.  

Rastvögel 

In Zugzeiten von Mitte September bis Mitte April konnten keine typischen Rastvogelar-
ten wie Kraniche oder nordische Gänse beobachtet werden. Das Gebiet hat danach 
keine besondere Bedeutung für diese Artengruppen. 

Amphibien 

In den Gewässern wurden Vorkommen von Erdkröte (Bufo bufo), Grasfrosch (Rana 
temporaria), Kleiner Wasserfrosch (Pelophylax (Rana) lessonae) und Teichfrosch (Pe-
lophylax ridibundus) festgestellt. 

Mit der Beobachtung von balzenden Tieren und dem Fund von Laich und Larven 
konnte für diese Arten auch Reproduktionserfolg ermittelt werden. Auffällig war, dass 
Gräben, insbesondere in nördlichen Gebietsteilen während des gesamten Untersu-
chungszeitraums ganz oder bereits Ende Mai trockengefallen waren und entsprechend 
von Amphibien nicht besiedelt wurden. 

Schutzstatus 

Feldvögel In / an Gehölzen und vorgelagerten Säumen brütende Vogelarten 

Boden-
brüter 

Boden- 
brüter 

Baum- 
brüter 

Gebüsch-/ 
Strauchbrüter 

Höhlen-
/Halbhöh-
lenbrüter 

Nischen-
brüter 

Feldlerche 
Schaf-
stelze 
 
 

Baumpieper 
Goldammer 
Nachtigall 
Zilpzalp 

Buchfink 
Buntspecht 
Stieglitz 

Amsel 
Dorngrasmücke 
Gartengrasmücke 
Gelbspötter 
Klappergrasmücke 
Mönchsgrasmücke 
Neuntöter 

Blaumeise 
Kohlmeise 

Bachstelze 
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Der Kleine Wasserfrosch ist im Anhang IV der FFH-Richtlinie gelistet. Er ist nach 
BNatSchG streng geschützt. Grasfrosch, Teichfrosch und Erdkröte sind gesetzlich be-
sonders geschützt.  

Gefährdungssituation 

Der Grasfrosch wird in der Vorwarnliste Deutschlands geführt, für den Kleinen Wasser-
frosch wird landes- und bundesweit eine Gefährdung unbekannten Ausmaßes ange-
geben. 

Makroinvertebraten 

In den Entwässerungsgräben des Plangebietes sowie im Söllinger-Jerxheimer Rand-
graben, Triftgraben, Großer Graben und Schöniger Aue wurden insgesamt 12 Libel-
lenarten und 43 aquatische Käferarten festgestellt.  

Das Artenspektrum ist mit Ausnahme der schneller strömenden Schöninger Aue ty-
pisch für kleine wasserpflanzenreiche Stillgewässer (Entwässerungsgräben) und lang-
sam fließender Bäche (Großer Graben). 

Nach der Bundesartenschutzverordnung (BASchV) sind alle Libellenarten besonders 
geschützt. Die nachgewiesenen Käfer unterliegen keinem besonderen gesetzlichen 
Schutz. Alle nachgewiesenen Libellenarten sind in Niedersachsen und Deutschland 
ungefährdet. 

Von den Käfern gelten 6 Arten in Niedersachsen/Region Hügelland als gefährdet, 2 
Spezies als stark gefährdet. 

Fische 

Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis) und Bitterling (Rhodeus amarus) als Arten des 
Anhangs II der FFH-Richtlinie sind die wertgebenden Arten für das FFH-Gebiet Gra-
bensystem Großes Bruch.  

Der Schlammpeitzger gilt in Niedersachsen und Deutschland als stark gefährdet. Der 
Bitterling ist in Niedersachsen gefährdet, bundesweit ungefährdet. 

Außer im Großen Graben, im Triftgraben und im Jerxheim-Söllinger Randgraben sind 
beide Arten auch in den Binnengräben des Plangebiets zu erwarten. 

Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild wirkt gekammert. Im Zuge der Urbarmachung des Gebietes wurde 
ein weit verzweigtes Netz von Entwässerungsgräben angelegt, welche die offene Land-
schaft in viele einzelne Felder gliedert. Gehölzanpflanzungen und Anlage von Wegen 
entlang der Gräben haben zu dem heute existierenden reichstrukturierten Landschafts-
bild geführt. Dessen Wertigkeit wird jedoch durch die intensive ackerbauliche Nutzung 
mit Anbau von Monokulturen (u. a. Mais, Weizen, Zuckerrüben) erheblich beeinträch-
tigt.  

Maßnahmen zur Vermeidung, Minderung und Ausgleich schädlicher Umweltaus-
wirkungen 

Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

Gemäß § 44 BNatschG unterliegen alle europäischen Vogelarten und Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie einem besonderen Schutz.  
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Vor dem Hintergrund des Umweltschadensgesetzes i. V. m. § 19 BNatSchG – (Schä-
den an bestimmten Arten und natürlichen Lebensräumen) sind auch die Arten des An-
hang II der FFH-RL zu berücksichtigen, die nicht gleichzeitig im Anhang IV der Richtli-
nie aufgeführt sind (hier Bitterling/ Schlammpeitzger).  

Die naturschutzfachlichen Auswirkungen auf Biotope sowie alle anderen Tier-und 
Pflanzenarten sind nach § 1a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) anhand der Eingriffsre-
gelung ebenfalls hinsichtlich der Eingriffsregelung nach § 13 ff BNatSchG zu betrach-
ten und ggf. zu kompensieren.  

§ 44 und § 19 BNatschG 

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes und Vorgaben des § 19 BNatSchG 
nehmen in der Bauleitplanung eine Sonderstellung ein, da sie handlungsbezogen (und 
nicht planungsbezogen) formuliert sind. Obgleich nicht der Bauleitplan selbst, sondern 
erst dessen Verwirklichung untersagte Handlungen darstellen bzw. mit sich bringen 
kann, müssen die Gemeinden schon in der Bauleitplanung diese Verbote beachten. 

An dieser Stelle werden deshalb schon Hinweise benannt, die auf weitergehenden Pla-
nungsebenen die Grundlagen für ggf. erforderliche Schutzmaßnahmen liefern.  

Eine artenschutzrechtliche Betroffenheit besteht für alle im Gebiet vorkommenden eu-
ropäischen Vogelarten und den Kleinen Wasserfrosch. Bis auf Feldlerche und Schaf-
stelze gehören die Brutvögel des Planungsgebietes zu den Vögeln, die in Gehölzen 
mit vorgelagerten Säumen brüten. Da laut Planung in diesen Bereichen keine Baumaß-
nahmen vorgesehen sind, dürften mit dem Vorhaben für diese Gilde die Tötungs- und 
Schädigungsverbote des § 44 nicht übertreten werden. Erheblichen Störungen durch 
Maschinenlärm zu Fortpflanzungszeiten können durch eine Bauzeitenreglung vermie-
den werden.  

Anlagebedingt könnten Brutstätten von Feldlerchen und Schafstelzen verloren gehen. 
Zur Kompensation dieser Verluste sind als vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ein-
griffsnah Flächen einzurichten, die dauerhaft Feldvogel gerecht bewirtschaftet werden 
müssen. 

Mit der Umsetzung des Vorhabens ist eine Anhebung der Grundwasserstände im Ge-
biet geplant. Diese Maßnahme würde auch die Wasserstände in den Gräben über ei-
nen längeren Zeitraum anheben und die Funktion der Gewässer als Fortpflanzungs-
stätte des Kleinen Wasserfrosches stützen. Zusätzliche Schutzmaßnahmen wären 
nicht erforderlich. 

Mögliche Schäden an Schlammpeitzger und Bitterling und deren Lebensstätten im 
Sinne des § 19 BNatSchG sind auszuschließen, weil einerseits ausreichende Wasser-
stände in ihren Wohngewässern gesichert würden. Außerdem wird der Verzicht auf 
Düngung und Pflanzenschutzmitteln im Bereich der Freiflächenanlage zu einer Ver-
besserung der Wasserqualität im Vergleich zum derzeitigen Zustand führen. 

§ 13 ff BNatSchG 

Arten- und Lebensgemeinschaften 

Im Sinne der Eingriffsregelung wird durch die Umwandlung von Acker in extensiv ge-
nutztes Grünland ohne Einsatz von Dünger und Pflanzenschutzmitteln und Anhebung 
der Grundwasserstände eine deutliche Erhöhung der biotischen Vielfalt (Förderung 
von Pflanzen- und Tierarten und deren Lebensräume) erreicht. 
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Die Umwandlung in Grünland ist durch Selbstbegrünung (frei Sukzession) oder Einsaat 
möglich. Für eine Einsaat ist nach § 40 BNatSchG regionales Saatgut aus dem Her-
kunftsgebiet 5 (Mitteldeutsches Tief- und Hügelland) zu verwenden. Für eine erfolgrei-
che Etablierung ist auf ausreichende Abstände zwischen den Modulreihen und damit 
ausreichende Sonneneinstrahlung zu achten.  

Aufgrund der deutlich höheren ökologischen Wertigkeit von artenreichem Grünland ge-
genüber Acker, dürfte eine zusätzliche Kompensation durch Ausgleichsmaßnahmen 
nicht erforderlich werden. Es ist allerdings in der Eingriffsbilanzierung zu bewerten und 
festzulegen, welche Wertigkeit Grünland im Bereich von Solarmodulen besitzt.  

Von Beeinträchtigungen der das Gebiet gliedernden Randstrukturen (Gräben, Gehölz-
streifen, Säume) ist nicht auszugehen, weil die Modulfelder in den innerhalb liegenden 
Flächen vorgesehen sind. Zur Erschließung der Baufelder sollen die vorhandenen Zu-
wegungen genutzt werden.  

Die Durchgängigkeit des Gebietes bleibt bestehen, weil die einzelnen Modulfelder ge-
trennt voneinander eingezäunt werden. Die Wege mit ihren vegetations- und damit de-
ckungsreichen Randstrukturen sollen offen und barrierefrei bleiben, so dass das Gebiet 
auch für Großsäuger (u. a. Wild) weiterhin gut durchwanderbar ist.  

Auswirkungen auf aquatische Organismen, die ihre Wohngewässer nur zur Dispersi-
onsflügen verlassen wie z. B. (Wasser- oder Schwimmkäfer) und von Modulen ange-
lockt werden können, weil sie diese für eine Wasserfläche halten, sind auf der Skala 
des Flächennutzungsplanes nicht beurteilen 

Landschaftsbild 

In den Kernbereichen des Vorhabengebietes schirmen die randlichen Gehölzstruktu-
ren an den Wegen die geplanten Modulfelder in der Regel nach außen gut ab. Beste-
hende Lücken sind durch zusätzliche Anpflanzungen zu schließen.  

In Richtung Norden und Süden sind allerdings nur wenige Strukturen vorhanden, die 
das Vorhabengebiet nach außen begrenzen. Um diese Bereiche in das Landschafts-
bild zu integrieren, werden Sichtschutzpflanzungen erforderlich (z. B. Gehölze, Zaun-
begrünung, hochwüchsige Kulturpflanzen). 

Die Fernwirkung des geplanten Solarparks ist durch eine Landschaftsanalyse im Rah-
men nachfolgender Planungsebenen zu überprüfen. 

CEF-Maßnahmen für die Feldlerche 

Schädigungsverbot nach §44 (1) Nr. 3 BNatSchG 

Erschließung und Bebauung 
können zur Schädigung/ Zer-
störung der Brut- und Ruhe-
stätten von Feldlerche führen 

 

Für verlorengehenden Bruthabi-
tate der Feldlerche ist als CEF-
Maßnahme eine artgerechte Be-
wirtschaftung durchzuführen. 

Das Areal sollte möglichst in 
Nähe zur Eingriffsfläche liegen, 
damit die ökologische Funktion 
der betroffenen Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin erfüllt 
wird 
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 Die CEF-Maßnahme muss vor 
Baubeginn wirksam sein bzw. 
eine große, objektiv belegbare Er-
folgsaussicht haben, damit die 
ökologische Funktion der betroffe-
nen Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten im zeitlichen Zusammen-
hang weiterhin erfüllt wird. 

 

Die Maßnahme ist bis zum Rück-
bau der Anlage nach Beendigung 
des Betriebs durchzuführen. 

Die Bewirtschaftung ist vertraglich 
zu regeln und durch den Ausfüh-
renden zu dokumentieren. 

 

Der Erfolg der Maßnahme muss 
durch ein Monitoring (Brutvogel-
erfassung Feldlerche nach Süd-
beck 2005) im 2. und 3. Jahr nach 
Betriebsbeginn kontrolliert werden 

 
Bewirtschaftungs- und Monito-
ring-berichte sind der Unteren Na-
turschutzbehörde des Landkrei-
ses Helmstedt zu übermitteln. 
 

Feldlerchengerechte Bewirtschaftung 

Besonders gut als Feldlerchenhabitate sind Randstreifen als Schwarzbrachen mit 
Selbstbegrünung an bestehenden Äckern geeignet. Dabei handelt es sich um Areale 
an denen nach dem Anbau von Kulturpflanzen eine spontane Vegetationsentwicklung 
zugelassen wird (u.a. BRÜCKNER et al 2019, BUTTSCHARD et al. 2016). 

Im Rahmen derartigen Artenschutzmaßnahmen reichen 0,25 ha für 1 zusätzliches Re-
vierpaar der Feldlerche aus (VSW & PNL 2010). 

Weil Feldlerchen für die Anlage ihre Nistplätze vertikale Strukturen meiden, sind für die 
Ausgleichsfläche folgende Abstandsregeln einzuhalten (NLWKN 2023): 

• Abstand 50 m: Wege, Straßen, Gebüsche 

• Abstand 100 m: Wald, hohe Einzelbäume/Baumgruppen, Strauchhecken, hohe 
Strommasten, Windräder 

Es wird vorgeschlagen, die Bewirtschaftung als "Ackerbrache mit Selbstbegrünung" in 
Anlehnung an die Vorgaben des NLWKN (2023) durchzuführen: die als sehr gut geeig-
nete Maßnahme für die Entwicklung von Feldlerchenhabitaten bezeichnet wird: 

• Anlage durch Selbstbegrünung auf Stoppelacker oder mit Saatbettvorbereitung 
(Grubbern) und Selbstbegrünung 
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• Ackerbrache, streifenförmig als   

• Selbstbegrünung (12 m breit nach 3-5 Jahren Umbruch) und mit  

• Schwarzbrache (jährlicher Umbruch (6 m breit) 

• Umbruch vom 15. September bis 30 Oktober  

• keine Bewirtschaftungsmaßnahmen von Anfang März bis Mitte August (Fort-
pflanzungszeit Feldlerche) 

• kein Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

• bei mehrjährigen Streifen: 

• einmalige jährliche Mahd auf 70 % der Dauerbrache, Rest 30 % verbleiben als 
Ruhefläche, jährlich wechselnd, 

• bei einjährigen Streifen:  

• keine Mahd 

Die "Ackerbrache mit Selbstbegrünung" wird in NLKWN /2023) als sehr gut geeignete 
Maßnahme für die Entwicklung von Feldlerchenhabitaten bezeichnet.  

Die Verluste der beiden Feldlerchenhabitate durch den Bau/Anlage der FFPVA sind 
daher auf einer Ausgleichsfläche von 0,5 ha zu kompensieren.  

Alternativ zu der beschriebenen, sind auch alle anderen Bewirtschaftungsvarianten 
möglich, die laut NLWKN (2023) als mindestens gut geeignete Maßnahme für die Feld-
lerche bewertet werden.   

 

2.3 Hydrogeologische Untersuchung zu den möglichen Auswirkungen 

Die HGN Beratungsgesellschaft mbH hat im Rahmen der vorliegenden Studie die hyd-
rologischen und hydrogeologischen Verhältnisse für den Bereich des geplanten 
Klimaparks auf der Grundlage vorhandener Daten sowie einer ergänzenden Einmes-
sung von Grabensohlen und Wasserspiegeln durchgeführt. Zur Nutzung der Flächen 
werden die Grundwasser-/Grabenwasserstände über ein Schöpfwerk gesteuert, wel-
ches das Wasser aus dem Grabensystem in den Großen Graben befördert. Das natür-
liche Einzugsgebiet des geplanten Klimaparks ist im Einflussbereich des Schöpfwerkes 
nach Norden durch den Jerxheimer-Söllinger Graben begrenzt.  

Durchgeführte Arbeiten/Vermessung 

Im Rahmen der Bearbeitung wurde das Grabensystem des Großen Bruchs im Bereich 
des Plangebietes am 28.10.2022 mittels GPS vermessen. Dabei wurden die Sohlhö-
hen und Wasserspiegellagen aufgenommen. Insgesamt wurden 77 Messpunkte er-
fasst, von denen überwiegend Sohlpunkte sind, da zum Zeitpunkt der Vermessung 
nicht immer Wasser in den Gräben stand.  

Auf Grundlage der täglichen Messdaten der Klimastation Huy-Pabstorf und Klimasta-
tion Ummendorf wurden  

• der korrigierte Niederschlag mit einer Korrektur von +10 % (P korr.) 
• die potenzielle Grasreferenzverdunstung (ET0)  
• die Verdunstung über einer Wasseroberfläche (EW) und 
• die klimatische Wasserbilanz (KWB) 
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für die hydrologischen Jahre 2005 bis 2021 ermittelt. Die Berechnungen wurden ent-
sprechend des Merkblattes ATV-DVWK-M 504 [1] durchgeführt. Für das Jahr 2022 la-
gen ebenfalls Daten vor. Da jedoch bei beiden verwendeten Klimastationen die Son-
nenscheindauer ab dem 28.03.2022 fehlt, konnte es nicht mit betrachtet werden. Damit 
beträgt die Datenreihe 17 Jahre, wird jedoch aufgrund der sich in den letzten Jahren 
veränderten klimatischen Bedingungen als repräsentativ angesehen. Für den Standort 
lassen sich danach folgende klimatische Jahresdurchschnittswerte ableiten: 

Niederschlag (Pkorr.) 598 mm/a 
Pot. Verdunstung Gras (ET0)  744 mm/a 
Verdunstung Wasser (EW)  835 mm/a 

Die Daten weisen in keinem Jahr einen klimatischen Wasserüberschuss auf. Das Tro-
ckenjahr 2018 besitzt das größte Wasserdefizit mit über -400 mm. Die klimatische 
Wasserbilanz weist für den Betrachtungszeitraum (2005-2021) aufgrund der klimati-
schen Veränderungen einen deutlich negativen Trend auf. Daraus ergibt sich eine Zu-
nahme des Wasserdefizits von ca. -7 mm/a. 

Nutzungen 

Die Nutzungsverhältnisse in der Umgebung des Plangebietes wurde aus den ATKIS-
Landnutzungsdaten von Niedersachsen abgeleitet (Abbildung Nutzungen). Danach 
dienen die Flächen im Bereich der geplanten PV-Anlage hauptsächlich der landwirt-
schaftlichen Nutzung. Entlang der Gräben sind die Flächen den Unland-/Vegetations-
losen Flächen zugeordnet. Gut zu erkennen sind die Siedlungsflächen bestehend aus 
Wohnbauflächen und Flächen gemischter Nutzung. 

Abbildung Nutzung 

Abgrenzung Einzugsgebiet 

Auf Grundlage des DGMs ergeben sich die natürlichen Einzugsgebiete (EZG) für das 
Schöpfwerk und den geplanten Klimapark (Abbildung EZG). Danach erstreckt sich das 
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morphologische Einzugsgebiet in nördlicher Richtung und besitzt im Bereich der Was-
serscheide Höhen von ca. 200 m NHN. Das morphologische Einzugsgebiet des 
Schöpfwerkes besitzt eine Größe von 17 km² und das Einzugsgebiet des geplanten 
Klimaparks von ca. 8 km². 

 

Abbildung EZG 

Böden 

Die Böden wurden der Bodenkundlichen Karte BK50 des Landes Niedersachsen ent-
nommen. Auf den Flächen der geplanten Photovoltaikanlagen sowie im Einzugsgebiet 
des Schöpfwerks liegt tiefes Erdniedermoor, tiefer Gley und mittleres Kolluvisol vor. 

Im Plangebiet des Solarparks hat der tiefe Gley mit 61 % die größten Flächenanteile. 
Das Erdniedermoor enthält 33 % der Flächen und der mittlere Kolluvisol 6 % (siehe 
Tabelle 1). 

 

Tabelle 1: Flächenanteile der Bodenarten im Plangebiet 

Hydrogeologisch - wasserwirtschaftliche Verhältnisse 

Das Gebiet der geplanten PV-Anlage befindet sich regionalgeologisch im Bereich der 
Oschersleben-Bernburger Scholle, ein Teilbereich der subherzynen Senke. Im Niede-
rungsbereich des Großen Grabens sind fluviatile Ablagerungen (Sande, Schluffe) und 
Schwemmsande des Quartärs verbreitet. Sie besitzen eine Mächtigkeit von über 30 m 
im Bereich der geplanten PV-Anlage und stark unterschiedliche Durchlässigkeit. Nörd-
lich des geplanten Klimaparks befinden sich Ablagerungen des Buntsandsteins  
(Sand-/ Schluffstein, Kalkstein) und Tertiärs. Die Ablagerungen sind z. T. von Lößab-
lagerungen überdeckt.  
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Die Hauptvorflut im Untersuchungsgebiet ist der Große Graben. Er verläuft zumeist 
deutlich über dem Grundwasser und bildet daher im Bereich keine Entlastungsmög-
lichkeit für das Grundwasser. Im Zeitraum hoher Grundwasserstände von März – Mai 
sind daher z. T. sehr geringe Grundwasserflurabstände zu erwarten (< 0,5 m), sodass 
ein Betrieb des Schöpfwerkes zur Regulierung der Grundwasserstände für eine land-
wirtschaftliche Nutzung erforderlich ist. Die Grundwasserstände werden dazu über ein 
Grabensystem gefasst und damit reguliert. Der nordöstliche Teil des geplanten 
Klimaparks wird nicht über das Schöpfwerk entwässert. Hier erfolgt die Entwässerung 
des Grundwassers über ein vorhandenes Grabensystem zum Jerxheim-Söllinger 
Randgraben. 

Der Wasserstand im Graben beim Schöpfwerk lag zum Zeitpunkt der Vermessung bei 
ca. 80,2 m NHN und damit ca. 1,1 m unter Gelände beim Schöpfwerk (81,3 m NHN). 
In Ost-West Richtung wurde das Gefälle der gemessenen Wasserspiegellagen auf den 
Grundwasserspiegel übertragen und die Grundwasserflurabstände im Einflussgebiet 
des Schöpfwerkes ermittelt.  

Danach liegt der Grundwasserflurabstand im unmittelbaren Bereich des Schöpfwerkes 
zwischen 0,5 – 1,0 m. In Richtung Osten zur Schöninger Aue steigt der Grundwasser-
flurabstand auf ca. 1,0 m – 2,0 m an. Die Schöninger Aue entwässert hier zum Großen 
Graben. Sie liegt am östlichen Randbereich der geplanten PV-Anlagen deutlich über 
dem Grundwasser. Weiter nördlich außerhalb des Einflussbereiches des Schöpfwer-
kes liegen die Grundwasserflurabstande westlich der Schöninger Aue etwas höher, 
vermutlich zwischen 1,5 m – 3,0 m. Westlich des Schöpfwerkes steigt das Gelände im 
Einflussbereich des Schöpfwerkes leicht an. Der Grundwasserflurabstand liegt hier ver-
mutlich zwischen 1,0 m bis etwa 3,0 m im Bereich der Halberstädter Straße. Die Dar-
stellung in Abbildung GWFA ist eine erste Abschätzung zu den Grundwasserflurab-
ständen im Einflussbereich des Schöpfwerkes, da keine genauen Informationen in der 
Fläche zum Grundwasserstand vorhanden sind (Messstellen).  

Abbildung GWFA: Grundwasserflurabstände im Einflussgebiet Schöpfwerk im Oktober 2022 
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Im Bereich des geplanten Klimaparks sind überwiegend sehr flurnahe Grundwasser-
stände (0,5 m – 2,0 m) mit vorwiegend verbreiteten Niedermoortorfen und tiefen Gley-
böden. Zur Bewirtschaftung der Flächen wird ein Schöpfwerk betrieben, um die Grund-
wasserstände im Einflussbereich des Schöpfwerkes zu regulieren. Die Auswertung der 
vorliegenden Klimadaten zeigt, dass die klimatische Wasserbilanz mit -150 mm/a deut-
lich defizitär ist. Die Ermittlung der realen Verdunstung und Grundwasserneubildung 
wurde mittels des Verfahrens BAGLUVA durchgeführt. Für den Bereich des geplanten 
Klimaparks liegt die reale Verdunstung zwischen 720 mm/a (tiefer Gley) und 835 mm/a 
(Niedermoortorf). Damit liegt am Standort unter Berücksichtigung des korrigierten Nie-
derschlages von 598 mm/a eine Grundwasserzehrung von -135 bis -26 mm/a vor. Die 
Einmessung der Grabenwasserspiegel im Oktober belegen einen Abfluss des Grund-
wassers in Richtung Niedermoor zum Schöpfwerk. Es ist davon auszugehen, dass hier 
die größten Verdunstungsverluste bestehen.  

Die Ergebnisse der Berechnungen zeigen sowohl im Verbreitungsgebiet des Nieder-
moortorfs als auch im Bereich der tiefen Gleyböden eine deutliche Verringerung der 
realen Verdunstung. Die Grundwasserneubildung ist nahezu ausgeglichen und es tritt 
keine Grundwasserzehrung mehr auf. Damit wird deutlich mehr Wasser im Bereich des 
geplanten Klimaparks zurückgehalten und die Grundwasserstände werden perspekti-
visch ansteigen. Es ist zu prüfen, inwieweit dieser Grundwasseranstieg in den angren-
zenden und landwirtschaftlich bewirtschaften Flächen einen erhöhten Betrieb des 
Schöpfwerkes erfordert. Ggf. ist auch hier die Möglichkeit einer freien Vorflut in den 
Triftgraben bzw. Schöninger Aue möglich. Dazu wurden mögliche Maßnahme aufge-
zeigt, um den Niedermoorbereich im Plangebiet des Klimaparks wieder zu vernässen. 

Wasserwirtschaftliche Verhältnisse / Schöpfwerkbetrieb 

Zur Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen im Bereich des geplanten 
Klimaparks wird ein Schöpfwerk betrieben, um in Feuchteperioden – insbesondere 
Frühjahr – die Grundwasserstände im Einflussbereich des Schöpfwerkes zu regulieren. 
Das Schöpfwerk besteht aus einer kleinen und einer großen Flügelzellenpumpe. Die 
Pumpen besitzen eine maximale Leistung von 22,5 m³/min und 51,9 m³/min. 

Nach Aussage des Wasser- und Bodenverbandes fördert bei Bedarf zunächst die klei-
nere Pumpe Wasser in den Großen Graben. Reicht die Leistung nicht aus, um den 
Wasserstand zu erreichen, springt zusätzlich die große Pumpe mit an. Zusammen er-
reichen die beiden Pumpen eine maximale Förderleistung von 74,5 m³/min. Das 
Schöpfwerk wird entsprechend den Anforderungen der Landwirte betrieben. Nach Aus-
sagen des Wasser- und Bodenverbandes liegt der optimale Wasserstand im Bereich 
des Schöpfwerkes bei ca. 1,0 m unter Flur. Teilweise wird der Flurabstand jedoch wei-
terhin an die Anforderungen der Nutzung angepasst.  

Die Entnahmemengen des Schöpfwerkes sind nicht bekannt. Für den Zeitraum von 
2015 bis 2022 konnten die Jahresstromverbräuche des Schöpfwerkes vom Auftragge-
ber zur Verfügung gestellt werden. Aus diesen wurde mit der angegebenen Scheinleis-
tung eine Laufzeit der Pumpen pro Jahr und daraus überschlägig eine Fördermenge 
ermittelt (Orientierung).  

Im niederschlagsreichen Jahr 2017 wurde auch die größte Fördermenge berechnet. Im 
anschließenden Trockenjahr wurde deutlich weniger Wasser gefördert. 2019 steigt die 
Niederschlagsmenge um ca. 200 mm im Vergleich zu 2018 an, jedoch wurde deutlich 
weniger gepumpt. Es ist davon auszugehen, dass mit dem gefallenen Niederschlags-
wasser zunächst die Grundwasserstände wieder aufgefüllt wurden. Somit passen die 
Entwicklungen der Fördermenge und Niederschlagsmenge über die Jahre relativ gut 
überein. 
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Auswirkungen des geplanten Vorhabens 

Klimatische Verhältnisse und Wasserhaushalt 

Durch die Überbauung von Teilflächen verändert sich die Niederschlagsmenge im Ge-
biet nicht, jedoch die Niederschlagsverteilung. Das Niederschlagswasser trifft auf die 
Module und fließt von diesen an dem unteren Rand ab. Dadurch ist die Niederschlags-
menge zwischen den Modulen erhöht und unter den Panels reduziert. Unter die Panels 
gelangt der Niederschlag durch Verwehung und nach dem Aufkommen wieder hoch-
springende Tropfen. Die Niederschlagsverteilung ist abhängig vom Abstand der Mo-
dule zum Boden, der Modulausrichtung zur Hauptwindrichtung und dem Neigungswin-
kel. Auf Basis dieser Information wurde der Niederschlag für das Plangebiet unter den 
Panels um 70 % reduziert und zum Niederschlag zwischen den Panels hinzugefügt. 

Des Weiteren führt die Überbauung der Flächen zu einer Verschattung des Gebietes. 
Daher wurde angenommen, dass sich die Sonnenscheindauer unter den Panels deut-
lich und dazwischen leicht reduziert. Es wurde die Annahme getroffen: 

• Reduzierung der Sonnenscheindauer unter den Panels um 90 % 
• Reduzierung der Sonnenscheindauer zwischen den Panels um 10 % 

Die Verschattung führt im hydrologischen Sommerhalbjahr außerdem zu einer gerin-
geren Temperatur unter und zwischen den Panels im Vergleich zum natürlichen Um-
feld. Dazu gibt es in den Studien unterschiedliche Aussagen. In einer britischen Solar-
anlage (12 ha groß; PV-Tiefe 4,4 m, Lücken von 11,2 m) wurde festgestellt, dass sich 
die Boden-Tagestemperatur im Sommer unter den Panels um bis zu 5,2 °C im Ver-
gleich zu den Zwischenräumen absenkt. Danach ändert sich jedoch kaum die mittlere 
Tagestemperatur, da die Panels auch zu einer höheren Nachttemperatur führten. 

Zur Ermittlung der Auswirkungen der geplanten PV- Anlage auf die Verdunstungsver-
hältnisse bzw. den Wasserhaushalt wurden bezüglich der Temperaturveränderungen 
folgende Annahmen basierend auf den zuvor genannten Literaturangaben durchge-
führt: 

• Reduzierung der Temperatur unter den Panels im hydrologischen Sommerhalbjahr 

T<15  keine Temperaturveränderung 
15<T<20  Temperaturverminderung um 1 °C 
20<T<25  Temperaturverminderung um 2 °C 
T>25  Temperaturverminderung um 3 °C 

• Reduzierung der Temperatur im hydrologischen Sommer zwischen den Panels für 
den Temperatur-bereich über 15 °C um 1 °C 

Die Berechnungen zeigen, dass die reale Verdunstung unterhalb der Panels im Ver-
gleich zum IST-Zustand deutlich abnimmt. Die Sickerwasserrate bzw. Grundwasser-
neubildung verändert sich kaum im Bereich des Niedermoortorfes aufgrund der hohen 
kapillaren Aufstiegsraten aus dem Grundwasser (Zehrung). Im Bereich der tiefen Gley-
Böden nimmt unter den Panels die reale Verdunstung im Vergleich zum IST-Zustand 
ebenfalls ab. Aufgrund des geringeren Niederschlagdargebotes nimmt die Grundwas-
serzehrung aufgrund der kapillaren Aufstiegsmöglichkeit aus dem Grundwasser deut-
lich auf -298 mm/a zu (Flurabstand bis 1,5 m).  

Zwischen den Panels unterscheiden sich die Verdunstungsverhältnisse deutlich auf-
grund des signifikant höheren Niederschlagdargebotes (1.225 mm bei einer Bebau-
ungszahl BZ 0,6). Die reale Verdunstung verringert sich im Vergleich zum IST-Zustand 
deutlich (Niedermoortorf auf 725 mm und beim tiefen Gley auf 649 mm). Damit erfolgt 
zwischen den Panels aufgrund des deutlichen Niederschlagüberschusses eine reale 
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Grundwasserneubildung von ca. 500 mm im Niedermoortorf und 576 mm für tiefen 
Gley.  

Bei der Bilanzierung für den gesamten Klimapark ist unter Berücksichtigung der Be-
bauungszahl von 0,6 (60 % Solarpanels) mit einer deutlichen Reduzierung der realen 
Verdunstung und damit einer deutlichen Reduzierung der Grundwasserzehrung (ge-
ringe Grundwasserneubildung) auszugehen. Damit wird Wasser im natürlichen Nieder-
moorbereich durch die deutlich geringe Verdunstung im Vergleich zum IST- Zustand 
zurückgehalten und führt zu höheren Grundwasserständen im Bereich des geplanten 
Solarparks.  

Auswirkungen auf die Grundwasserstände 

Die zuvor beschriebenen Auswirkungen des geplanten Klimaparks auf Verdunstungs-
verhältnisse führen zu einer deutlichen Reduzierung der Verdunstung und damit einer 
Erhöhung des verfügbaren Wassers am Standort. Es ist davon auszugehen, dass dies 
zu deutlich geringeren Grundwasserflurabständen führt, sodass zum Erhalt eines Min-
destgrundwasserflurabstandes für die angrenzenden und bewirtschafteten landwirt-
schaftlichen Flächen ein Betrieb des Schöpfwerkes erforderlich ist. Es wäre aber auch 
möglich mit der Erhöhung des verfügbaren Wasserdargebotes im Bereich des 
Klimaparks eine gezielte Wiedervernässung des Moorstandortes durchzuführen. Bei 
einer gezielten Erhöhung der Grundwasserstände im 0,5 m verringern sich die Grund-
wasserflurabstände im Einflussbereich des geplanten Schöpfwerkes deutlich gegen-
über dem aufgemessenen Zustand vom Oktober 2022. Es ist ersichtlich, dass die 
Grundwasserflurabstände im südlichen und östlichen Bereich des geplanten 
Klimaparks weitgehend <0,5 m betragen und zu deutlichen Vernässungen führt. bereits 
erläutert, stellt der dargestellte Grundwasserflurabstand lediglich eine grobe Orientie-
rung dar. Zur genauen Ermittlung bzw. Erfassung wird im Rahmen der weiteren Pro-
jektentwicklung empfohlen Grundwasserpegel zu errichten. 
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Abbildung: Verringerung des Grundwasserflurabstandes um 0,5m im Einflussgebiet Schöpf-
werk gegenüber Oktober 2022 

Mögliche Maßnahmen zur Wiedervernässung 

Die Errichtung eines Klimaparks würde sich positiv auf das verfügbare Wasserdargebot 
am Standort aus. Dies führt mit hoher Wahrscheinlichkeit zu höheren Wasserständen, 
sodass zum einen eine Wiedervernässung des Niedermoorstandortes ermöglicht und 
zum anderen aber auch eine Regulierung der Wasserstände der westlich angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen erfordert, um ungewünschte Vernässungen in diesem 
Bereich zu vermeiden. Zur zukünftigen Steuerung für die Wiedervernässung des 
Klimaparks und gleichzeitiger Nutzung der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen 
erscheinen folgende Maßnahmen prinzipiell möglich: 

• M1: Anhebung Einstauspiegel am bestehenden Schöpfwerk 

• M2: Anschluss des östlichen Grabensystems an den Jerxheim-Söllinger Randgraben 

• M3: Abtrennung des östlichen Grabensystems vom Stichgraben des Schöpfwerkes 

• M4: Absperrung der Gräben des Klimaparks vom westlichen Grabensystem, Pumpen 
des Grabenwassers in den Jerxheim-Söllinger Randgraben 

• M5: Absperrung der Gräben des Klimaparks vom westlichen Grabensystem, Herstel-
lung einer Verbindung des Grabensystems zum Triftgraben 

 

 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
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Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden die hydrologischen und hydrogeologi-
schen Verhältnisse für den Bereich des geplanten Klimaparks auf der Grundlage vor-
handener Daten sowie einer ergänzenden Einmessung von Grabensohlen und Was-
serspiegeln durchgeführt. Danach ist das natürliche Einzugsgebiet des geplanten 
Klimaparks im Einflussbereich des Schöpfwerkes nach Norden durch den Jerxheimer-
Söllinger Graben begrenzt. Das Schöpfwerk besitzt demnach ein Einflussbereich von 
ca. 5,72 km². Für den Bereich des geplanten Klimaparks liegt die reale Verdunstung 
zwischen 720 mm/a (tiefer Gley) und 835 mm/a (Niedermoortorf). Damit liegt am 
Standort unter Berücksichtigung des korrigierten Niederschlages von 598 mm/a eine 
Grundwasserzehrung von -135 bis -267 mm/a vor. Die Einmessung der Grabenwas-
serspiegel im Oktober belegen einen Abfluss des Grundwassers in Richtung Nieder-
moor zum Schöpfwerk. Es ist davon auszugehen, dass hier die größten Verdunstungs-
verluste bestehen.  

Die Bewertung der möglichen Auswirkungen erfolgte auf Basis vorliegender Ergeb-
nisse von Studien zu den Auswirkungen von PV-Anlagen auf den Wasserhaushalt. Zur 
Bewertung der potentiellen Auswirkungen wurde im vorliegenden Fall angenommen, 
dass durch die Errichtung der PV-Anlage die Temperatur- und Niederschlagsverhält-
nisse sowie die Sonnenscheindauer beeinflusst werden. Auf der Grundlage der ange-
passten täglichen Klimadaten wurde die Verdunstung und die Grundwasserneubildung 
am Standort neu berechnet. Die Ergebnisse der Berechnungen zeigen sowohl im Ver-
breitungsgebiet des Niedermoortorfs als auch im Bereich der tiefen Gleyböden eine 
deutliche Verringerung der realen Verdunstung. Die Grundwasserneubildung ist na-
hezu ausgeglichen und es tritt keine Grundwasserzehrung mehr auf. Damit wird deut-
lich mehr Wasser im Bereich des geplanten Klimaparks zurückgehalten und die Grund-
wasserstände werden perspektivisch ansteigen. Es ist zu prüfen, inwieweit dieser 
Grundwasseranstieg in den angrenzenden und landwirtschaftlich bewirtschaften Flä-
chen einen erhöhten Betrieb des Schöpfwerkes erfordert. Ggf. ist auch hier die Mög-
lichkeit einer freien Vorflut in den Triftgraben bzw. Schöninger Aue möglich. Dazu wur-
den mögliche Maßnahme aufgezeigt, um den Niedermoorbereich im Plangebiet des 
Klimaparks über die vorhandenen Gräben wieder zu vernässen. 

Die Bearbeitung der Studie hat gezeigt, dass derzeit keine belegbaren Kenntnisdefizite 
zu den Grundwasser-verhältnissen am Standort vorliegen. Es wird daher empfohlen, 
im Rahmen der erforderlichen Baugrunderkundung zur Errichtung des Klimaparks 
mind. 8 – 10 Grundwasserpegel zu errichten und mit Datenlogger zur kontinuierlichen 
Überwachung des Grundwassers auszustatten. 

 

2.4 Baugrund / Archäologie 

Erkenntnisse zu Belastungen des Bodens liegen der Samtgemeinde nach einer Daten-
abfrage bei den interaktiven Niedersächsischen Umweltkarten der Umweltverwaltung 
(Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz) sowie dem 
NIBIS®-Kartenserver (2012) des Landesamts für Bergbau, Energie und Geologie 
(LBEG) nicht vor. 

Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Pflichten zur Gefahrenabwehr 
nach § 4 Abs. 1 BBodSchG und die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG zu beachten. 

In dem Sinne, dass Mutterboden, der abgetragen wird, gemäß § 202 BauGB vor Ver-
nichtung und Vergeudung zu schützen und einer geeigneten Nutzung zuzuführen ist, 
wird zur Gewährleistung eines vorsorgenden Bodenschutzes die frühzeitige Implemen-
tierung eines Bodenmanagements empfohlen. Ziel eines Bodenmanagements ist die 
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weitgehende Minimierung von schädlichen Bodenveränderungen und der möglichst 
weitgehende Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen auf den verbleibenden Freiflä-
chen. Dies beinhaltet unter anderem die Erstellung eines Verwertungskonzeptes für 
die anfallenden Bodenmassen (z. B. Vermeidung von Durchmischung, Vermeidung 
von Erosion bei Zwischenlagerung etc.) sowie eines Umgangskonzeptes für die scho-
nende Benutzung des Bodens (z. B. Vermeidung von Bodenverdichtung und Zerstö-
rung der Bodenprofile durch geeignete Maßnahmen) während der Erschließungstätig-
keit. 

Ergänzend sollten im Rahmen der Bautätigkeiten u. a. die DIN 18300 (Erdarbeiten), 
die DIN 18915 (Bodenarbeiten im Landschaftsbau) sowie die DIN 19731 (Verwertung 
von Bodenmaterial) zur Anwendung kommen. Arbeitsflächen sollten sich auf das not-
wendige Maß beschränken. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufge-
tragen werden. Die Lagerung von Boden sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst 
kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau geschützt gelagert 
werden (u. a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von Böden ver-
schiedener Herkunft vermieden werden. Um dies künftig bereits in der Planungsphase 
zu berücksichtigen, erschien im September 2019 die DIN 19639 (Bodenschutz bei Pla-
nung und Durchführung von Bauvorhaben) als Handlungsempfehlung zum baubeglei-
tenden Bodenschutz. Danach sollte künftig bereits in der Planungsphase ein Boden-
schutzkonzept erstellt werden. Eine Bodenkundliche Baubegleitung "BBB" soll in Zu-
kunft das vertraglich festgelegte Konzept betreuen und dokumentieren. 

Auf verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermatratzen 
zum Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen 
Böden sollte auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um 
Strukturschäden zu vermeiden. 

Im Bereich von Parkplätzen o. ä. sollte auf eine Vollversiegelung verzichtet werden 
und es sollten eher wasserdurchlässige Materialien zur Anwendung kommen (Schot-
terrasen, Rasengittersteine etc.), um einige Bodenfunktion eingeschränkt erhalten zu 
können. 

In seiner Stellungnahme vom 25.09.2023 schreibt der Landkreis Helmstedt folgen-
des: […Bei Planung und Bauausführung sind die Vorgaben der BBodSchV sowie die 
DIN-19639, 19731 und 18915 zu beachten. Hierzu wird auch auf die LABO Arbeitshilfe 
Bodenschutz bei Standortauswahl, Bau, Betrieb und Rückbau von Freiflächenanlagen 
für Photovoltaik und Solarthermie wird hingewiesen. Dementsprechend ist die Boden-
funktion der überplanten Flächen zu bestimmen. Böden mit hoher und sehr hoher Bo-
denfunktionserfüllung sind zu identifizieren und deren Inanspruchnahme ist zu vermei-
den.  

Für eine möglichst bodenschonende Errichtung der Anlagen ist ein Bodenschutzkon-
zept gemäß DIN 19639 zu erstellen. Aufgrund der großen in Anspruch genommenen 
Fläche sind die Eingriffe in den Boden von einer bodenkundlichen Baubegleitung nach 
§ 18 des BBodSchG zu planen und die Beachtung der bodenschutzrechtlichen Best-
immungen während der Bauarbeiten zu gewährleisten. 

Es ist auf eine Minimierung der Bodenversiegelung zu achten. Ein Verzicht auf Beton-
fundamente und versiegelte oder geschotterte Zuwegungen, sowie eine weitgehend 
oberirdische Verkabelung können einen Eingriff in den Boden weitgehend minimieren. 
Bei einer Gründung unter Verwendung von Materialien mit Metalloberflächen (z.B. 
RammSchraubfundamente) ist der Schutz vor Zinkauswaschung sowie die Tiefe stau-
ender Schichten zu berücksichtigen…]. 



Flächennutzungsplan, 14. Änderung  - 30 - 

Samtgemeinde Heeseberg, Landkreis Helmstedt 

 

 

Dr.-Ing. W. Schwerdt Büro für Stadtplanung Braunschweig 

Bezüglich archäologische Fundstellen schreibt der Landkreis folgendes: […Auf der 
Planfläche sind bisher keine archäologischen Fundstellen bekannt. Dennoch ist auf-
grund der Topografie nicht ausgeschlossen, dass bei den Erdarbeiten bisher unbe-
kannte Denkmalsubstanz zutage kommt. Sollten bei der Realisierung des Baugebietes 
Bodenfunde angetroffen werden, so ergäben sich aus § 14 des Nds. Denkmalschutz-
gesetzes (NDSchG) bestimmte Verhaltensmaßregeln, insbesondere eine unverzügli-
che Meldepflicht gegenüber der Unteren Denkmalbehörde in meinem Hause (An-
sprechpartnerin: Frau Palka unter der Durch-wahl -2205; E-Mail: agathe.palka@land-
kreis-helmstedt.de), dem Landesamt für Denkmalpflege, Stützpunkt Braunschweig 
(Herrn Dr. Geschwinde, Tel. 0531/121-606-10) oder der Gemeinde. Vorsorglich wird 
darauf hingewiesen, dass derjenige ordnungswidrig handelt, der vorsätzlich oder fahr-
lässig die o.g. Anzeige nicht unverzüglich erstattet.  

Zusätzlich zu den oben genannten Anforderungen sind die Erdarbeiten in jedem Falle 
rechtzeitig, spätestens 2 Wochen, im Vorfeld bei der unteren Denkmalschutzbehörde 
(Frau Palka) anzuzeigen.  

Um sicherzustellen, ob sich archäologische Substanz im Boden befindet, um dann 
rechtzeitig reagieren zu können, sind archäologische Maßnahmen im Vorfeld, Feldbe-
gehungen (mit und ohne Metallsonde) sowie prospektionsarbeiten wie Baggersonda-
gen oder geophysikalische Prospektionen zu empfehlen…].  

In seiner Stellungnahme vom 25.09.2023 schreibt das Landesamt für Bergbau, Ener-
gie und Geologie, Hannover folgendes: […Im Untergrund des Standorts können lös-
liche Sulfat-/Karbonatgesteine in Tiefen anstehen, in denen mitunter Auslaugung statt-
findet und lokal Verkarstung auftreten kann. Im näheren Umfeld des Standorts sind 
bisher keine Erdfälle bekannt. Formal ist dem Standort die Erdfallgefährdungskatego-
rie 2 zuzuordnen (gem. Erlass des Niedersächsischen Sozialministers "Baumaßnah-
men in erdfallgefährdeten Gebieten" vom 23.2.1987, Az. 305.4 - 24 110/2 -). Im Rah-
men von Baumaßnahmen am Standort kann – sofern sich bei der Baugrunderkundung 
keine Hinweise auf Subrosion ergeben – bezüglich der Erdfallgefährdung auf konstruk-
tive Sicherungsmaßnahmen verzichtet werden. Die o.g. standortbezogene Erdfallge-
fährdungskategorie ist bei Hinweisen auf Subrosion ggf. anzupassen. Weiterführende 
Informationen dazu unter www.lbeg.niedersachsen.de > Geologie > Baugrund > Sub-
rosion > Hinweise zum Umgang mit Subrosionsgefahren.  

Im Zuge der Planung von Baumaßnahmen verweisen wir für Hinweise und Informatio-
nen zu den Baugrundverhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen keine geotechnische 
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht. 
Geotechnische Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des ge-
otechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der 
DIN 4020 in den jeweils gültigen Fassungen erfolgen.]. 

 

2.5 Kampfmittel 

In seiner Stellungnahme vom 08.09.2023 schreibt der LGLN, RD Hameln-Hannover, 
Kampfmittelbeseitigungsdienst folgendes: […Für die Planfläche liegen dem Kampfmit-
telbeseitigungsdienst Niedersachsen die folgenden Erkenntnisse vor (siehe beigefügte 
Kartenunterlage): 

Empfehlung:  

Luftbildauswertung Fläche A 
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Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig aus-
gewertet. 

Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittel-
belastung vermutet. 

Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

Luftbildauswertung Fläche Fläche B 
Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden nicht vollständig aus-

gewertet. 
Luftbildauswertung: Es wurde keine Luftbildauswertung durchgeführt. 
Sondierung: Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 
Räumung: Die Fläche wurde nicht geräumt. 
Belastung: Es besteht der allgemeine Verdacht auf Kampfmittel. 

In der vorstehenden Empfehlung sind die Erkenntnisse aus der Zeit vor der Einführung 
des Kampfmittelinformationssystems Niedersachsen (KISNi), dem 11.06.2018, nicht 
eingeflossen, da sie nicht dem Qualitätsstand von KISNi entsprechen. Sie können na-
türlich trotzdem von den Kommunen in eigener Zuständigkeit berücksichtigt werden. 
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3.0 Umweltbericht 
 

3.1 Einleitung 

Gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) ist für die Belange des Umweltschutzes 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraus-
sichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht be-
schrieben und bewertet werden. Die Samtgemeinde legt dazu für jeden Bauleitplan 
fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Ab-
wägung erforderlich ist. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwär-
tigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und 
Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden kann. Das 
Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Der Umweltbericht muss nach dem Katalog des § 2 a Abs. 1 und 2 BauGB und den in 
§ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) genannten 
Schutzgütern der Umweltprüfung gegliedert werden: 

-  Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
-  Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
-  Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft 
-  Landschaft 
-  kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
-  die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern 

 

3.1.1 Inhalt und wichtigste Ziele des Bauleitplans 

Das Ziel der vorliegenden 14. Änderung des Flächennutzungsplans ist die Ausweisung 
von Bauflächen zur Nutzbarmachung regenerativer Energieträger zur Stromerzeu-
gung. Zur Konkretisierung der Planung wird in einem parallel laufenden Verfahren ein 
Bebauungsplan aufgestellt. Damit werden dem Entwicklungsgebot entsprechend 
Rechnung getragen und die Festsetzungen aus den Darstellungen des Flächennut-
zungsplans entwickelt. 

Gemäß § 2 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine 
Umweltprüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, was nach 
Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden 
kann. Wegen der generalisierten Aussagen des Flächennutzungsplans – es wird nicht 
zwischen Baugebieten, Verkehrsflächen oder privaten Freiflächen differenziert – wurde 
die Umweltprüfung auf die generelle Zulässigkeit und Durchführbarkeit der Planung im 
Hinblick auf die umweltrelevanten Belange beschränkt.  

Aufgrund des Rechtscharakters der Flächennutzungsplanung werden direkt keine er-
heblichen Umweltauswirkungen erzeugt. Erst im Rahmen der weiteren Bauleitplanung 
(Bebauungsplanebene) wird auf der Grundlage der verbindlichen Festsetzungen die 
Erheblichkeit der Umweltauswirkungen ermittelt. Hieraus sind Maßnahmen zur Über-
wachung abzuleiten, die sich zum Beispiel auf die Überwachung der sach- und fach-
gerechten Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen und deren dauerhafte Erhaltung be-
ziehen. Eine weitere Überwachung kann sich auf die Überprüfung der Einhaltung der 
planerisch vorgegebenen maximalen Versiegelungen beziehen. 
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3.1.2 Darstellung und Berücksichtigung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes 

Die Samtgemeinde berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in 
den einschlägigen Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschutzes: 

- Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft 12) 

- Schutz vor und Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen 13) 14) 

- Schutz des Bodens 15) 16) 17) 

- Schutz von Kulturgütern 18) 

- Schutz der Gewässer 19) 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe wurden aus den umweltbezogenen Darstel-
lungen und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogramms 20), des Land-
schaftsrahmenplans für den Landkreis Helmstedt 2004 (LRP) und seiner Teilfortschrei-
bung (Vorentwurf) 21), dem Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Heeseberg sowie 
den Niedersächsischen Umweltkarten 22) und dem Niedersächsischen Bodeninforma-
tionssystem (NIBIS®) 23) entnommen und dem vorgefundenen Bestand gegenüberge-
stellt und im Sinne von § 1a BauGB berücksichtigt.  

Inhalt und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung erfolgt bezogen auf die grundsätzli-
chen Aussagen eines Flächennutzungsplans als vorbereitender Bauleitplan, der nicht 
unmittelbar auf Vollzug ausgelegt ist. So ist parallel oder nachfolgend zur Flächennut-
zungsplanänderung die Konkretisierung der Planung durch eine verbindliche Bauleit-
planung erforderlich.  

Anhaltspunkte, wie der konkrete Versiegelungsbedarf durch Gebäude, Erschließungs-
anlagen usw., fehlen auf dieser Planungsebene, so dass auf detaillierte Bilanzierungen 
verzichtet wurde. Gegenstand der Prüfung ist, ob die beabsichtigte Flächendarstellung 
mit Blick auf die umweltbezogenen Ziele und planungsrechtlichen Gegebenheiten zu-
lässig und durchführbar ist. 

 

                                                           
12) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
13) Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 
14) DIN 18005-1:2002-07 "Schallschutz im Städtebau – Teil 1: Grundlage und Hinweise für die Planung". DIN 
 18005-1 Beiblatt 1:1987-05 "Schallschutz im Städtebau; Berechnungsverfahren; Schalltechnische Orien-
 tierungswerte für die städtebauliche Planung. Deutsches Institut für Normung e.V. (Hg.).  
 Beuth Verlag GmbH, Berlin 
15) Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 
16) Bund/Länder - Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA):  
 Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen:  
 Teil II: Technische Regeln für die Verwertung 1.2 Bodenmaterial (TR Boden).  
17) Baugesetzbuch (BauGB) 
18) Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (DSchG NI) 
19) Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) / Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
20) REGIONALVERBAND GROẞRAUM BRAUNSCHWEIG: 

- Regionales Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 (RROP BS 2008). 
- 1. Änderung des Regionalen Raumordnungsprogramms für den Großraum Braunschweig 2008 –  

"Weiterentwicklung der Windenergienutzung". 
21) LANDKREIS HELMSTEDT: 

Büro für Landschaftsplanung Birkigt-Quentin, Adelebsen 1995 
entera Umweltplanung  IT Fortschreibung des Landschaftsrahmenplanes des Landkreises Helmstedt, 
Hannover 2016 

22) NIEDERSÄCHSISCHES MINISTERIUM FÜR UMWELT, ENERGIE, BAUEN UND KLIMASCHUTZ (MU):  
Umweltkarten Niedersachsen: www.umweltkarten-niedersachsen.de. 

23) LANDESAMT FÜR BERGBAU, ENERGIE UND GEOLOGIE (LBEG):  
Niedersächsisches Bodeninformationssystem NIBIS®: www.nibis.lbeg.de/cardomap3. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/BJNR254210009.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/BJNR007210974.html
https://www.din.de/de
https://www.beuth.de/de
https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/BJNR050210998.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbaug/BJNR003410960.html
http://www.nds-voris.de/jportal/?quelle=jlink&query=DSchG+ND&psml=bsvorisprod.psml&max=true
https://www.regionalverband-braunschweig.de/
https://www.regionalverband-braunschweig.de/
https://www.regionalverband-braunschweig.de/
https://www.regionalverband-braunschweig.de/
https://www.landkreis-peine.de/
https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.umwelt.niedersachsen.de/
https://www.umweltkarten-niedersachsen.de/
https://www.lbeg.niedersachsen.de/
https://nibis.lbeg.de/cardomap3
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3.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen (gemäß An-
lage 1 BauGB) 

Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im unbeplanten Zustand 
werden nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die beson-
dere Empfindlichkeit von Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herauszustellen 
und Hinweise auf die Berücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu ge-
ben. Anschließend wird die mit der Durchführung der Planung verbundene Verände-
rung des Umweltzustandes dokumentiert und bewertet. Die mit der Planung verbunde-
nen Umweltauswirkungen sollen deutlich herausgestellt werden, um anschließend 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich negativer 
Umweltauswirkungen abzuleiten.  

Die Änderung des Flächennutzungsplanes (rd. 225 ha) der Gemeinden Söllin-
gen/Jerxheim beinhaltet den Darstellungswechsel von Fläche für die Landwirtschaft in 
Sonderbaufläche für die Stromgewinnung aus solarer Strahlungsenergie südöstlich der 
Ortslagen von Söllingen und Jerxheim, am Großen Bruch.  

Es handelt sich hierbei um die geplante erstmalige Inanspruchnahme bzw. die pla-
nungsrechtliche Vorbereitung von überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen 
für die Entwicklung von Bauflächen. Auf Grundlage des Artenschutzgutachtens handelt 
es sich hierbei im südlichen Planungsbereich mit etwa 88 % überwiegend um intensiv 
genutzte Ackerflächen. Grünland mit den Biotoptypen Grünland-Einsaat, Intensivgrün-
land auf trockenen Mineralböden und Trittrasen machen nur einen sehr geringen Anteil 
von 0,6 % aus. Die landwirtschaftlich genutzten Flächen werden von linearen Struktu-
ren begrenzt. Diese setzen sich aus Gehölzbiotopen (Baumgruppe, Strauch-Baumhe-
cke, Sonstiger standortgerechter Gehölzbestand), Entwässerungsgräben (Nährstoff-
reicher Graben), gewässerbegleitende Randstreifen (Halbruderale Gras- und Stauden-
fluren feuchter und mittlerer Standorte, Ruderalflur frischer bis feuchter Standorte) und 
davor gelagerte Feldwege zusammen. 

Das Landschaftsbild wirkt gekammert. Im Zuge der Urbarmachung des Gebietes wurde 
ein weit verzweigtes Netz von Entwässerungsgräben angelegt, welche die offene Land-
schaft in viele einzelne Felder gliedert. Gehölzanpflanzungen und Anlage von Wegen 
entlang der Gräben haben zu dem heute existierenden reichstrukturierten Landschafts-
bild geführt. Dessen Wertigkeit wird jedoch durch die intensive ackerbauliche Nutzung 
mit Anbau von Monokulturen (u. a. Mais, Weizen, Zuckerrüben) erheblich beeinträch-
tigt.  

Laut Artenschutzgutachten konnten insgesamt im Untersuchungsgebiet 53 europäi-
sche Vogelarten nachgewiesen werden. Davon waren 20 Arten Brutvögel mit insge-
samt 92 Revieren. In den Gewässern wurden Vorkommen von Erdkröte, Grasfrosch, 
Kleiner Wasserfrosch und Teichfrosch festgestellt. In den Entwässerungsgräben des 
Plangebietes sowie im Söllinger-Jerxheimer Randgraben, Triftgraben, Großer Graben 
und Schöniger Aue wurden insgesamt 12 Libellenarten und 43 aquatische Käferarten 
festgestellt. Schlammpeitzger und Bitterling als Arten des Anhangs II der FFH-Richtli-
nie sind die wertgebenden Arten für das FFH-Gebiet Grabensystem Großes Bruch.  

 

3.2.1 Bestand 

a) Naturräumliche Schutzgüter 

Die umweltbezogenen Aussagen der Regionalplanung für die Flächen des Änderungs-
bereiches stellen sich wie folgt dar, das Plangebiet liegt in Vorranggebieten für: "Natura 
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2000 mit linienhafter Ausprägung" und "Hochwasserschutz". Die Flächen werden zu-
sätzlich durch ein "Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft" sowie einem "Vorbehalts-
gebiet Erholung" überlagert.  

Für den Änderungsbereich besteht die Funktion des Vorranggebiets "Natura 2000 mit 
linienhafter Ausprägung" sowie "Hochwasserschutz", welches das zusammenhän-
gende Netz von Schutzgebieten innerhalb des Großen Bruchs darstellen. Das Plange-
biet befindet sich unter anderem in einem FFH-Gebiet sowie in einem Landschafts-
schutzgebiet. Der Investor hat im Vorfeld eine Befreiung von den Verboten der Land-
schaftsschutzgebietsverordnung beantragt und diese unter Nebenbestimmungen zur 
Realisierung des Projektes vom Landkreis Helmstedt am 06.07.2023 erworben. Für die 
Befreiung von den Verboten des Landschaftsschutzgebietes sollen Nebenbestimmun-
gen einzuhalten sein, welche auf Bebauungsplanebene in die Festsetzungen mit ein-
zustellen sind. Allerdings wurde seitens des BUNDs in Bezug auf die Befreiung ein 
Widerspruch eingelegt, sodass der Status der Befreiung noch offen ist. Die Ziele des 
RROPs bezüglich des "Vorranggebiets Natura 2000 mit linienhafter Prägung" können 
mit dem Bau der PV-Freiflächenanlage die großräumigen ökologischen Schutzräume 
potentiell beeinträchtigen. Durch die vorausgesetzten Nebenbestimmungen bei der 
Umsetzung wird auf Flächennutzungsplanebene davon ausgegangen, dass erhebliche 
Konflikte im "Vorranggebiet Natura 2000 mit linienhafter Prägung" als gering einzustu-
fen sind. Für die vorhandenen FFH-Gebiete wird auf Bauantragsebene eine vollum-
fängliche FFH-Verträglichkeitsprüfung notwendig. Der Geltungsbereich befindet sich 
im "Vorranggebiet Hochwasserschutz", welches sich gleichzeitig als Überschwem-
mungsgebiet "Großes Graben" darstellt.  

Der Geltungsbereich befindet sich im gesamten Planbereich in einem "Vorranggebiet 
Hochwasserschutz", welches sich gleichzeitig als Überschwemmungsgebiet "Großes 
Graben" darstellt. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen sind dort nur zuläs-
sig, soweit sie mit den Anforderungen des Hochwasserschutzes vereinbar sind, insbe-
sondere wenn die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt wird, die Realisierung 
im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt und wenn die Alternativstandorte außer-
halb der Überschwemmungsgebiete nicht vorhanden sind und die Belange der Ober- 
und Unterlieger beachtet werden. 

Nach Einschätzung der Umweltverbände BUND, NABU und Niedersächsischer Hei-
matbund (NHB), ist für den Hochwasserschutz eine wirkungsvolle Renaturierung der 
Fließgewässer, das Freihalten der Flussauen von Bebauung und die Ausweisung von 
weiteren Retentionsflächen im Bereich die niedersächsischen Flüsse voranzutreiben. 
Gesetzliche Grundlage zur Festsetzung von Überschwemmungsgebieten bildet der 
§ 76 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in Verbindung mit § 115 Abs. 2 des Nie-
dersächsischen Wassergesetzes.  

Bei einem gemeinsamen Termin mit dem NLKWN (Niedersächsischer Landesbetrieb 
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz) und dem Vorhabenträger wurde be-
züglich der Schutzverordnung der Hochwasserrückhaltung im Überschwemmungsge-
biet sich darauf geeinigt, dass für die Herausnahme der Wasserläufe im Bereich des 
Großen Grabens/Großes Bruch von den Vorschriften des Gesetztes über die Freihal-
tung des Überschwemmungsgebietes nichts gegen spricht. Die besagte Verordnung 
stammt aus dem Jahre 1949 und die Wassergräben sowie das Pumpwerk selbst ent-
sprechen nicht mehr den Erfordernissen und Anforderungen des Hochwasserschutzes 
um Wasser zu befördern. Der Kreistag des LK Helmstedt hat am 07.02.2024 diesbe-
züglich den Antrag gestellt und die Verwaltung damit beauftragt im Ausschuss für Um-
weltschutz eine rechtssichere Beschlussvorlage zu erarbeiten, mit der die Heraus-
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nahme der Wasserläufe im Bereich des Großen Grabens/Großes Bruch von den Vor-
schriften des Gesetzes über die Freihaltung des Überschwemmungsgebietes be-
schlossen werden kann. Unter diesem Aspekt, ändern sich die Anforderungen zu der 
Vereinbarkeit des Geltungsbereichs im Hinblick auf die Verträglichkeit der Hochwas-
serrückhaltung und der Realisierbarkeit des Projektes. Durch die Herausnahme der 
Schutzverordnung schätzt die Samtgemeinde die Beeinträchtigungen im Hinblick auf 
die Anforderungen die Hochwasserrückhaltung im Bereich des Großen Grabens als 
gering ein. 

Nach der Auswertung des Artenschutzgutachtens steht dem Ziel des Landschafts-
schutzgebiets das Vorhaben nicht entgegen, vielmehr kann es diesem Ziel und insbe-
sondere dem Attribut der Umwandlung von Ackerflächen in extensiv genutztes Grün-
land sogar zuträglich sein. Es werden bestimmte Maßnahmen gefordert, die bei der 
Umsetzung des Vorhabens positive Nebeneffekte für die Biodiversität aufweisen kön-
nen (siehe Kapitel 4). Die Naturschutzverbände bewerten PV-FFA ähnlich (BUND et al. 
2021; Umweltverband Österreich 2021) und auch das Niedersächsische Ministerium 
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz schreibt: "Bei Aufstellungen auf intensiv 
genutzten Äckern und Grünländern oder auch Konversionsflächen kann durch den Bau 
einer PV-FFA ein positiver, hingegen auf extensiv genutzten Äckern oder Grünländern 
ein negativer Effekt eintreten […]." Mit der Umsetzung des Vorhabens ist eine Anhe-
bung der Grundwasserstände im Gebiet geplant. Diese Maßnahme würde auch die 
Wasserstände in den Gräben über einen längeren Zeitraum anheben und die Funktion 
der Gewässer als Fortpflanzungsstätte des Kleinen Wasserfrosches, des Schlamm-
peitzger und Bitterlings stützen. Zusätzliche Schutzmaßnahmen wären nicht erforder-
lich. 

Bezüglich der Vorbehaltsfunktionen für Natur und Landschaft entstehen Beeinträchti-
gungen durch eine Bebauung, die sich weniger in Form von störenden Aktivitäten oder 
Bodenversiegelungen äußern wird, sondern eher im Rahmen eines gewissen Land-
schaftsentzugs durch Einfriedungen und durch Überdeckungen der Landschaft beste-
hen wird. Die Beeinträchtigungen sind zunächst als erheblich einzustufen.  

Darüber hinaus ergeben sich aus den einschlägigen Planwerken keine weiteren Hin-
weise auf erwartbare Beeinträchtigungen.  

b) Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Durch die zu erwartenden Versiegelungen auf den Planänderungsflächen kommt es zu 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes. 

Die Ackerflächen selbst besitzen zwar nur eine Grundbedeutung für das Schutzgut. Die 
angrenzenden Gehölzstrukturen weisen allerdings teilweise eine mittlere bis hohe Be-
deutung auf. Bis auf Feldlerche und Schafstelze gehören die Brutvögel des Planungs-
gebietes zu den Vögeln, die in Gehölzen mit vorgelagerten Säumen brüten. Da laut 
Planung in diesen Bereichen keine Baumaßnahmen vorgesehen sind, dürften mit dem 
Vorhaben für diese Gilde die Tötungs- und Schädigungsverbote des § 44 BNatschG 
nicht übertreten werden. Der planbedingte Entzug von Nahrungsflächen trifft hier nur 
auf wenige Arten zu, da durch die geplanten Entwicklungen von Gehölzen und Grün-
land die Flächen an Wertigkeit zunimmt. Allerdings wird es durch die baulichen Anlagen 
zur Meidung durch einige Arten kommen. 

Erheblichen Störungen durch Maschinenlärm zu Fortpflanzungszeiten entstehen, wes-
halb auf Bebauungsplanebene eine Bauzeitenreglung festgesetzt werden wird, um Be-
einträchtigungen zu vermeiden. Anlagebedingt könnten Brutstätten von Feldlerchen 
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und Schafstelzen verloren gehen. Zur Kompensation dieser Verluste sind als vorgezo-
gene Ausgleichsmaßnahme eingriffsnah Flächen einzurichten, die dauerhaft Feldvogel 
gerecht bewirtschaftet werden müssen. 

Eine Berührung von Lebensräumen für Feldhamster und Fledermäuse wurde durch die 
Fachuntersuchung hinreichend ausgeschlossen.  

Beim Ausbau der Wege können wertvolle Biotoptypen und Vorkommen von gefährde-
ten Gefäßpflanzen betroffen sein. Neben den im Zuge der Bestandserfassungen fest-
gestellten Arten, können auch weitere Arten im Untersuchungsgebiet vorkommen. Dies 
umfasst vor allem über große Distanzen wandernde Säugetiere, die bei gezielten Un-
tersuchungen bestimmter Artengruppen in der Regel nicht zwangsläufig festgestellt 
werden. 

Es ist davon auszugehen, dass durch die vorgeschlagenen Maßnahmen im Arten-
schutzgutachten die Verluste an Lebensräumen für die Arten und Lebensgemeinschaf-
ten stark zu reduzieren und sogar zur Steigerung der Biodiversitäten beitragen. 

In den Gewässern wurden Vorkommen von Erdkröte, Grasfrosch, Kleiner Wasser-
frosch und Teichfrosch festgestellt. Mit der Beobachtung von balzenden Tieren und 
dem Fund von Laich und Larven konnte für diese Arten auch Reproduktionserfolg er-
mittelt werden. Erfahrungsgemäß erhöht sich durch die geplante Nutzung die Attrakti-
vität von Flächen für Reptilien und Insekten aufgrund der lokalen Temperaturerhöhung. 

Die geplante Errichtung der Module und Nebenanlagen sowie die damit verbundene 
Offenhaltung der Betriebsflächen durch Beweidung und Mahd führen zu einer Verän-
derung der bestehenden Flächennutzung. Damit werden strukturelle und biozönologi-
sche Veränderungen initiiert. Die naturschutzfachliche Beurteilung dieser Veränderun-
gen hängt insbesondere von den standortspezifischen Rahmenbedingungen ab. Die 
Art der Vornutzung, die Ausprägung der Lebensräume vor der geplanten Nutzung und 
das geplante Flächenmanagement der Betriebsflächen nach dem Bau der Photovol-
taik-Freiflächenanlage spielen dabei eine entscheidende Rolle.  

Es sind entsprechende Regelungen zur Mindesthöhe von 0,8 m der Modultische über 
dem Boden in den Bebauungsplan aufzunehmen, um vegetationsfreie Flächen zu ver-
meiden.  

Die Planung entspricht dem Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei 
der Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen, der diese Maßnahmen ausdrücklich 
vorschlägt.  

c) Schutzgut Mensch 

Für die Bewertung des Schutzguts Mensch ist die Lebensqualität des Menschen sowie 
die gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse maßgebend. Diese wird i. d. R. anhand 
der Wohn- und Umfeldfunktionen, den Erholungs- und Freizeitfunktionen sowie durch 
die Einhaltung der einschlägigen Immissionsgrenzwerte definiert. 

Die Flächen des Änderungsbereiches sind im Bestand zu 88 % Flächen für die Land-
wirtschaft die durch die Planänderung in Bauflächen zur Erzeugung von Strom durch 
Sonnenenergie herangezogen werden sollen. Für die Naherholung besitzen diese auf-
grund der intensiven, landwirtschaftlichen Inanspruchnahme nur eine geringe Bedeu-
tung. Das Landschaftsbild im Großen Bruch wirkt gekammert. Im Zuge der Urbarma-
chung des Gebietes wurde ein weit verzweigtes Netz von Entwässerungsgräben an-
gelegt, welche die offene Landschaft in viele einzelne Felder gliedert. Gehölzanpflan-
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zungen und die Anlage von Wegen entlang der Gräben haben zu dem heute existie-
renden reichstrukturierten Landschaftsbild geführt. Dessen Wertigkeit wird jedoch 
durch die intensive ackerbauliche Nutzung mit Anbau von Monokulturen beeinträchtigt.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind durch die Planung daher nicht zu erwarten, hin-
sichtlich der Bedeutung für die Naherholung ist nicht von signifikanten Veränderungen 
auszugehen, da die Erholungseignung der Änderungsflächen durch Staub- und Lärm 
durch die landwirtschaftliche Nutzung schon teilweise beeinträchtigt sind.  

Weitere Beeinträchtigungen des Landschaftsschutzgebiets werden aufgrund der Art 
der Anlagen und den geringen Eingriff, von der keine emittierenden Störungen ausge-
hen, nicht angenommen.  

d) Schutzgut Fläche 

Durch die Planung werden Flächen ihrer bisherigen Inanspruchnahme entzogen. 
Grundsätzlich ist nutzbare Fläche ein begrenztes Gut und kann kaum vermehrt werden. 
Es ist daher bei der Flächeninanspruchnahme darauf zu achten, dass möglichst spar-
sam mit dem Schutzgut umzugehen ist und die planerischen Eingriffe auf das notwen-
dige Maß reduziert werden.  

Die Flächen des Änderungsbereiches sind im Bestand Flächen für die Landwirtschaft, 
die durch die Planänderung in Bauflächen zur Erzeugung von Strom durch Sonnen-
energie herangezogen werden sollen. Die Planung des Klimaparks sieht unter der Be-
legung der Solarmodule die gleichzeitige Wiedervernässung und somit die Reaktivie-
rung des Niedermoorbodens vor. Die Reaktivierung von Mooren trägt entscheidend 
zum Klimaschutz bei, da der Torfabbau, welche durch die Nutzung für die Landwirt-
schaft stark gefördert wurde, durch die Reaktivierung dauerhaft als Moorboden erhal-
ten bleibt, auch nach Rückbau der Module. Die Flächen werden zwar als ein begrenz-
tes Gut der Landwirtschaft entzogen jedoch werden diese in Bezug auf die Ausnutzung 
durch Bebauung einer höherwertigeren Nutzung zugeführt. 

Die Samtgemeinde geht davon aus, dass nach der Umsetzung der Kompensations-
maßnahmen im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung für das Schutzgut keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen verbleiben.  

e) Bodenschutz 

Relevante Belastungen des Bodens innerhalb der Änderungsbereiche bestehen nach 
vorliegenden Erkenntnissen seitens der Samtgemeinde nicht.  

Das Planungsgebiet befindet sich im Süd-Osten von Braunschweig im Bereich des 
Großen Bruchs. Dieser zieht sich von Hornburg bis nach Oschersleben als sumpfige 
Niederung durch die umliegende Bördelandschaft.  

Gemäß der Bodenübersichtskarte des Landesamtes für Bergbau, Energie, und Geolo-
gie überwiegen in den Änderungsbereichen die Bodentypen Tiefer Gley, mittleres Kol-
luvisol sowie im Niedermoorbereich Tiefes Erdniedermoor. Moorböden bilden in der 
deutschen Bodensystematik eine eigene Abteilung, weil wie bei keinem anderen Bo-
den mit ihrer Bildung zugleich das Ausgangsmaterial entsteht. In dieser Abteilung wer-
den Böden mit mehr als 30 cm Torfmächtigkeit zusammengefasst, die im Wesentlichen 
durch den unvollständigen Abbau von Pflanzenresten entstanden sind. Es handelt sich 
also um organische Böden mit häufig mehrere Meter mächtigen Humushorizonten und 
mindestens 30 % organischer Substanz.  
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Als Ackerland besitzt es eine geringe bis mittlere Güte. Bedingt durch die intensive 
landwirtschaftliche Nutzung ist der Naturboden überwiegend stark überprägt. Im Be-
reich der ackerbegleitenden, standortheimischen Gehölzbestände und der Ruderalflä-
chen ist von einer weitgehenden guten Funktionalität des Schutzgutes für den Natur-
haushalt auszugehen. 

In Bezug auf das Schutzgut Boden ist eine Minimierung des Eingriffs durch den Ver-
zicht auf großräumige Fundamentierungen anzustreben. So ist derzeit geplant, die 
Photovoltaik-Paneele lediglich auf eingerammte Metallprofile aufzuständern, so dass – 
mit Ausnahme von Nebengebäuden, wie bspw. Trafostationen, Speichersystemen auf 
erhebliche Bodeneingriffe verzichtet werden kann.  

Im Bereich der Überdeckung wird es zur Reduzierung des stofflichen Austauschs zu 
Beeinträchtigungen kommen, diese sind allerdings nicht erheblicher Natur. 

Schadstoffeinträge gehen vom Vorhaben nicht aus, so dass in Bezug auf das Schutz-
gut keine Beeinträchtigungen vorbereitet werden.  

f) Schutzgut Wasser 

Grundwasser 

Das Gebiet der geplanten PV-Anlage befindet sich regionalgeologisch im Bereich der 
Oschersleben-Bernburger Scholle, ein Teilbereich der subherzynen Senke. Im Niede-
rungsgereich des Großen Grabens sind fluviatile Ablagerungen (Sande, Schluffe) und 
Schwemmsande des Quartärs verbreitet. Sie besitzen eine Mächtigkeit von über 30 m 
im Bereich der geplanten PV-Anlage und stark unterschiedliche Durchlässigkeiten. 
Nördlich des geplanten Klimaparks befinden sich Ablagerungen des Buntsandsteins 
(Sand-/Schluffstein, Kalkstein) und Tertiärs. 

Die regionale Grundwasserdynamik ist nach Angaben des GLD Sachsen-Anhalt ent-
sprechend der Entwässerungsrichtung des Großen Grabens nach Osten gerichtet. Der 
Grundwasserflurabstand ist im Einflussbereich des geplanten Klimaparks als sehr ge-
ring einzustufen (0,5 m – 3,0 m), siehe hydrologisches Gutachten im Kapitel 2.3. Die 
höchsten Grundwasserstände sind in den ersten 3 Monaten des Jahres (Januar – 
März) zu erwarten. Der Grundwasserflurabstand liegt in diesem Zeitraum bei < 0,5 m. 

Bei dem Änderungsbereich handelt es sich um überwiegend unversiegelte Ackerflä-
chen sowie Grünlandflächen. Die Grundwasserneubildungsrate ist bereits mäßig be-
einträchtigt. Außerdem besteht die Gefahr der Auswaschung und Stoffeinträge in das 
Grundwasser durch die intensive, teils bodenoffene Ackerwirtschaft. Die geplanten 
Nutzungen auf den Flächen führen nur zu einem geringen Versiegelungsgrad und un-
terbinden die oberflächennahe Versickerung des Niederschlagswassers nicht, sodass 
von der Planung keine erheblichen Beeinträchtigungen auf das Schutzgut ausgehen. 

Die Extensivierung von über einem Großteil der Flächen in den Baugebieten und die 
Pflanzmaßnahmen an den Baugebietsrändern sowie die Art der zulässigen Nutzungen, 
von denen keine Schadstoffeinträge ausgehen, schaffen eine wenig beeinträchtigte 
Grundwassersituation und werden auch die Retentions- und Versickerungsfunktionen 
begünstigen. Die Niederschlagsintensität zwischen den Modulen und unter den Modu-
len selbst wird sich je nach Windstärke unterschiedlich darstellen. Ein Schadstoffein-
trag über den Boden in das Grundwasser ist bei sachgemäßem Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen nicht zu erwarten.  

In der hydrogeologischen Studie wurden die Auswirkungen der Planung auf Verduns-
tungsverhältnisse der Grundwasserstände untersucht. Die Auswirkungen des 
Klimaparks führen zu einer deutlichen Reduzierung der Verdunstung und damit einer 
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Erhöhung des verfügbaren Wassers am Standort. Es ist davon auszugehen, dass dies 
zu deutlich geringeren Grundwasserflurabständen führt.  

Oberflächengewässer 

Als Oberflächengewässer durchziehen Entwässerungsgräben das Plangebiet, die als 
Vorfluter das Dränagewasser aus den benachbarten Flächen in Richtung Schöpfwerk 
leiten. Sie führen vornehmlich im Winter Wasser, fallen im Sommer aber auch häufig 
trocken. Durch die o.g. Anhebung der Grundwasserstände wird auch die Wasserfüh-
rung in den Gräben gestützt.  

Erhebliche Beeinträchtigungen sind unter diesen Voraussetzungen für das Schutzgut 
nicht erkennbar.  

g) Schutzgut Klima, Luft 

Die Änderungsflächen befinden sich südöstlich der vorhandenen Siedlungsbereiche 
von Söllingen und Jerxheim. Das Schutzgut Klima und Luft ist auf allen Flächen bereits 
im Ausgangszustand als mäßig beeinträchtigt zu bewerten. Die intensive Bewirtschaf-
tung mit zeitweise bodenoffenen Strukturen sorgt dafür, dass in der Praxis eine Bedeu-
tung der Flächen für das Schutzgut von einer nicht so hohen Bedeutung auszugehen 
ist.  

Für die bestehenden Gehölzstrukturen- und Ruderalflächen ist mit einer hohen Bedeu-
tung für das Schutzgut auszugehen.  

Im Zuge der Darstellung von Sonderbauflächen für die Erzeugung von Strom aus Son-
nenenergie ist mit der Verschlechterung der mikroklimatischen Situation durch die lo-
kale Temperaturerhöhung zu rechnen. Generell wird durch die Überdeckung mit Solar-
Modulen das Areal in seiner klimatischen Umgebung verändert. Durch die großflächige 
Überbauung von Flächen mit Modulen ist mit lokalklimatischen Veränderungen auszu-
gehen. Die Temperaturen unter den Modulreihen liegen tagsüber durch die Überde-
ckungseffekte deutlich unter den Umgebungstemperaturen. In den Nachtstunden lie-
gen die Temperaturen unter den Modulen dagegen einige Grade über den Umge-
bungstemperaturen. Diese veränderte Wärmeabstrahlung hat eine verminderte Kalt-
luftproduktion zur Folge. Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Klima/Luft ist daher 
durch den Verlust der Flächen für die Kaltluftentstehung geringfügig gegeben.  

Die energietechnisch unerwünschte Temperaturerhöhung im Rahmen vom Betrieb der 
Solarmodule erwärmt ebenfalls die darüber befindliche Luftschicht. Die aufströmende 
warme Luft verursacht Konvektionsströme und Luftverwirbelungen. In diesen Berei-
chen kann durch die Aufheizung auch ein Absinken der relativen Luftfeuchte erfolgen. 
Über den Modulen entsteht somit ein trocken warmes Luftpaket. Großräumige klima-
relevante Auswirkungen sind durch diese mikroklimatischen Veränderungen nicht zu 
erwarten. Verkehrs- oder betriebsbedingte Belastungen der Luftqualität können weit-
gehend ausgeschlossen werden. 

Ein gewisser kleinklimatischer Ausgleich für den Verlust dieser Kaltluftentstehungsflä-
che schaffen die dauerhaft bewachsenen, angrenzenden Gehölzeingrünungen sowie 
die als Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sons-
tige Bepflanzungen Flächen bzw. die Erhaltung der vorhandenen Grünstrukturen. Die 
Beeinträchtigungen für das Schutzgut liegen unter Bezugnahme auf die Minimierungs- 
und Ausgleichsmaßnahmen im Bebauungsplan vor allem aufgrund der Planung der 
Revitalisierung der Moorböden, welche in der Betrachtung ein positives Klima durch 
die zuvor beschriebenen Auswirkungen auf die Verdunstungsverhältnisse beitragen. 
Die deutliche Reduzierung der Verdunstung sorgt für eine Erhöhung des verfügbaren 
Wassers am Standort und trägt somit zur Kühlung des Klimas bei. 
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Die gering erheblichen Beeinträchtigungen des kleinräumigen Klimas können den 
grundsätzlichen Zielen der Planung gegenübergestellt werden, nämlich der Erhalt des 
Erdklimas durch die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien zur Vermeidung und 
Verminderung u. a. von Treibhausgasen. 

h) Schutzgut Landschaft 

Der Landschaftsrahmenplan bewertet den südlichen Änderungsbereich in seiner 
Karte 1 "Wichtige Bereiche für Arten und Lebensgemeinschaften" als Gebiet mit 
Grundbedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften, welche stark eingeschränkte 
Leistungsfähigkeiten nachweisen. Die Bewertung der faunistischen Daten schreiben 
dem Bereich allerdings eine hohe Bedeutung zu. Der Änderungsbereich ist überwie-
gend mit geringere Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden im Naturhaushalt 
eingestuft. Des Weiteren ist der überwiegende Teil des Plangebietes mäßig bis stark 
beeinträchtig hinsichtlich seines Funktionsfähigkeit des Grundwassers im Naturhaus-
halt. Ebenfalls gilt die Retentionsfähigkeit des Bodens als stark beeinträchtigt.  

Gleichzeitig wird für die Vielfalt Eigenart und Schönheit das Gebiet als Erlebnisraum 
für Niederungen und Bachauen dargestellt. In der Karte "Maßnahmen und Entwick-
lungsplan" wird die Voraussetzung des Bereichs als Landschaftsschutzgebiet der Ka-
tegorie LSG 27 als erfüllt dargelegt.  

Der Landschaftsrahmenplan misst insgesamt dem Änderungsbereich überwiegend 
eine mittlere Bedeutung für das Landschaftsbild bei. Der Bereich scheint aufgrund der 
Flächenbewertung von Artnachweisen sowie als Erlebnisraum als Niederungen und 
Bachauen eine hohe Bedeutung zu haben. Auch in der Voruntersuchung in der Samt-
gemeinde zu potentiellen Freiflächen für Photovoltaikanlagen wurde das Landschafts-
bild von allen Mitgliedern der Samtgemeinde als Wichtiges Gut bewertet. So kann ins-
gesamt festgehalten werden, dass der Änderungsbereich aufgrund seiner Beeinträch-
tigungen eine hohe Funktion für das Schutzgut Landschaftsbild aufweist. 

Durch die Planung werden Eingriffe in das Landschaftsbild verursacht, diese treten vor 
allem in sensiblen Bereichen auf bzw. im Kontaktbereich mit den Wahrnehmenden. 
Erhebliche Beeinträchtigungen sind aufgrund der Überprägung durch bauliche Anlagen 
nicht zu erwarten. Dadurch, dass das Landschaftsbild durch das weit verzweigte Netz 
von Entwässerungsgräben die an den Gräben und Wegen liegenden linearen Gehölz-
pflanzungen gekammert wirkt ist ein natürlicher Sichtschutz gegeben. Um weitere mög-
liche Beeinträchtigungen im Landschaftsbild zu vermeiden, können durch entspre-
chende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen im Rahmen der verbindlichen 
Bauleitplanung durch Hecken oder Sichtschutzanlagen auf ein nicht erhebliches Maß 
reduziert werden. 

Der Leitfaden zur Berücksichtigung von Umweltbelangen bei der Planung PV-Freiflä-
chenanlagen berührt Inhalte der Grünordnung und Landschaftspflege, sind im Rahmen 
der Bebauungsplanung soweit möglich zu berücksichtigen. 

i) Kultur- und Sachgüter 

Die Ackerflächen besitzen eine Bedeutung als landwirtschaftliche Produktionsfläche, 
die allerdings aufgrund der zu vermutenden Belastung des Bodens sowie der geringen 
Bodenbonität eingeschränkt ist. Als Bodentypen herrschen Tiefer Gley, mittleres Kol-
luvisol sowie im Niedermoorbereich Tiefes Erdniedermoor.  

Erkenntnisse über archäologische Fundstellen innerhalb des Planbereichs und seiner 
unmittelbaren Umgebung liegen der Gemeinde derzeit nicht vor. 
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3.2.2 Entwicklungsprognose 

Die Darstellung von Sonderbauflächen für Photovoltaikanlagen bereitet planerisch ei-
nen Teilverlust des freien Landschaftsraumes vor, der sich aber aufgrund der Art der 
Anlagen, von der keine emittierenden Störungen ausgehen und die sich auf landwirt-
schaftlich genutzte Flächen platzieren lassen, im gering erheblichen Rahmen bewegt, 
vor allem, weil die vorhandenen Wege und Strukturen als Baustellenzufahrten und spä-
ter für die Unterhaltung genutzt werden sollen.  

Die geringe Überformung der Fläche ist zudem aufgrund der angestrebten Bauart ohne 
Fundamentierung ohne großen Aufwand reversibel. Schadstoffeinträge sind durch die 
Anlage nicht zu erwarten. Als positive Effekte werden die Anhebung der Grundwasser- 
und Grabenwasserstände, die Reduktion des Torfabbaus damit einhergehend weniger 
Kohlendioxid und Stickstoffausträge erwartet. Die Umwandlung von Acker zu Grün-
land, der Verzicht auf Dünger und Pflanzenschutzmittel trägt zusätzlich zu einer Ver-
besserung der Wasserqualität bei. 

3.2.3 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung sowie zur Kompensation 

a) Naturräumliche Schutzgüter 

Grundsätzlich können auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung keine konkreten 
Regelungen für den Ausgleich getroffen werden, da dem Flächennutzungsplan die 
Möglichkeiten fehlt. Dies ist dem Bebauungsplan vorbehalten. Es ist aber bereits auf 
dieser Planungsebene überschlägig zu prüfen, ob und wie der erforderliche Ausgleich 
für die zu erwartenden Eingriffe erbracht werden kann. Unter Berücksichtigung der An-
ahmen, den Erkenntnissen aus den Fachuntersuchungen ist davon auszugehen das 
der Ausgleich für den Eingriff in die Biotoptypen durch Maßnahmen innerhalb des Än-
derungsbereiches durch Umwandlung von Acker zu Grünland erbracht werden kann. 
Andernfalls sind Kompensationsmaßnahmen auf externen Flächen zu erbringen.  

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen in das Schutzgut Arten und Lebensgemein-
schaften durch Einschränkung der Bewegungsfreiheit von Arten der offenen Feldflur 
sollten die notwendigen Einfriedungen mit einem gewissen Abstand von der Gelände-
oberfläche errichtet werden, so dass zumindest eine Durchlässigkeit für kleinere Tier-
arten bis Dachsgröße besteht. Da lt. Planung nur die Modulfelder eingezäunt werden 
sollen, bleiben die vorhandenen Wege und deren Randstrukturen offen, so dass Men-
schen und auch größere Tiere weiter das Gebiet durchwandern können. 

In Bezug auf das Schutzgut Boden ist eine Minimierung des Eingriffs durch den Ver-
zicht auf großräumige Fundamentierungen anzustreben. So ist derzeit geplant, die 
Photovoltaik-Paneele lediglich auf eingerammte Metallprofile aufzuständern, so dass – 
mit Ausnahme von Nebengebäuden, wie bspw. Trafostationen – auf erhebliche Boden-
eingriffe verzichtet werden kann. 

b) Schutzgut Mensch 

Die Landschaft des Großen Bruchs besitzt eine hohe Bedeutung als Erholungsraum 
für den Menschen. Die Flächen des Änderungsbereiches sind im Bestand zu 88 % 
Flächen für die Landwirtschaft die durch die Planänderung in Bauflächen zur Erzeu-
gung von Strom durch Sonnenenergie herangezogen werden sollen. Für die Naherho-
lung besitzen diese aufgrund der intensiven, landwirtschaftlichen Inanspruchnahme 
nur eine geringe Bedeutung. Für das Landschaftsbild kann davon ausgegangen wer-
den, dass es eine hohe Bedeutung besitzt.  
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Erhebliche Beeinträchtigungen sind durch die Planung daher nicht zu erwarten, hin-
sichtlich der Bedeutung für die Naherholung ist nicht von signifikanten Veränderungen 
auszugehen, da die Erholungseignung der Änderungsflächen durch Staub- und Lärm 
durch die landwirtschaftliche Nutzung schon teilweise beeinträchtigt sind. Da lt. Pla-
nung nur die Modulfelder eingezäunt werden sollen, bleiben die vorhandenen Wege 
und deren Randstrukturen offen, so dass Menschen weiter das Gebiet durchwandern 
können. Für das Landschaftsbild sind geeignete Maßnahmen wie die Anwendung von 
Hecken und Baumreihen zur Sichtschutz im Rahmen des Bebauungsplans möglich.  

 

3.2.4 Andere Planungsmöglichkeiten 

Durch das Ableiten aus § 48 Abs. 1 Nr. 3c (Solare Strahlungsenergie) des Erneuer-
bare-Energien-Gesetz – EEG), wonach die Gewinnung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie besonders gefördert wird, sind fördertechnisch gesehen alle Flächen im 
Stadtgebiet entlang des 500 m Korridors von Infrastrukturtrassen (Bahnstrecken, Klas-
sifizierten Straßen) für eine Inanspruchnahme durch Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
geeignet.  

Um jedoch der Gefahr einer ungeordneten Zersiedlung der Landschaft zu begegnen, 
die sich durch diese allgemeine Nutzungsart einstellen könnte und im Hinblick auf die 
Vorgaben der Raumordnung zum Schutz des Außenraumes, die sich insbesondere 
durch den derzeit bestehenden Ausschlussvorbehalt von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen auf Vorbehaltsflächen für die Landwirtschaft, sowie vorhandene Freiraumnutzun-
gen begegnet, ist die Gemeinde mit der Möglichkeit weiterer Nutzung potentieller Flä-
chen eingeschränkt. Zum einen ist das Umfeld von der Gemeinde im Außenbereich 
stark landwirtschaftlich geprägt und zum anderen besteht die Möglichkeit genau im 
Gebiet des Großen Bruchs die Reaktivierung der Moorböden im Niedermoorgebiet.  

Grundsätzlich haben die Böden eine hohe Bedeutung für die Landwirtschaft in der 
Samtgemeinde Heeseberg, da die Bodenfruchtbarkeit (Ertragsfähigkeit) im gesamten 
Gebiet relativ hoch ist. Lediglich am Großen Bruch sowie entlang des Heesebergs (Er-
höhung) werden die Böden nicht so hoch in ihrer Ertragsfähigkeit so hoch eingestuft.  

Die Samtgemeinde hat unter Abwägung der konkurrierenden Belange und der Alterna-
tivstandorte daher sich für die Ausweisung der Planungsflächen entschieden, da sie 
vor allem auch eine Möglichkeit für der Wiedervernässung der Moorböden und somit 
die Renaturierung des Niedermoors sieht ohne erhebliche Beeinträchtigungen des 
Landschaftsschutzgebiets und mit gleichzeitigen solare Energiegewinnung.  

Für die neue Nutzung der vorgesehenen landwirtschaftlichen Flächen, wird die Über-
formung der Flächen aufgrund der angestrebten Bauart ohne Fundamentierung ohne 
großen Aufwand reversibel. Schadstoffeinträge sind zudem durch die neue Anlage und 
deren Betriebnicht zu erwarten. 

 

3.3 Zusatzangaben 

 

3.3.1 Verwendete Verfahren/ Hinweise auf Schwierigkeiten bei der  
Umweltprüfung 

In der Umweltprüfung wurden die umweltrelevanten Aussagen von Fachplänen (Land-
schaftsrahmenplan, Regionales Raumordnungsprogramm), und das Ergebnis einer 
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Vor-Ort-Bestandsaufnahme sowie eine hydrogeologische Studie mit Blick auf die Vor-
gaben des Baugesetzbuches ausgewertet. Die Beurteilung der Eingriffe werden an-
hand der im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erstellter Fachgutachten kon-
kretisiert. Die Analyse und Bewertung der Schutzgüter erfolgte verbal-argumentativ. 
Schwierigkeiten haben sich dabei nicht ergeben.  

Die konkrete Anwendung der Gutachten kann allerdings erst auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung erfolgen, da nur auf dieser Ebene die tatsächlichen Eingriffe sowie 
Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden können. In Bezug auf eine detaillierte Ana-
lyse und abschließende Bewertung der naturschutzfachlichen Belange im Sinne von 
§ 1a Abs. 3 BauGB sowie auf entsprechende Nachweise wird auf die weiteren Pla-
nungsebenen verwiesen, da es auf Ebene des Flächennutzungsplans nur um die 
grundsätzliche Abstimmung und im Hinblick auf die Umweltbelange, auf die Überprü-
fung der Planungsabsicht in Bezug auf mögliche erhebliche Beeinträchtigungen geht. 
Schwierigkeiten haben sich dabei nicht ergeben. 

Darüber hinaus wird durch den Flächennutzungsplan als vorbereitenden Bauleitplan 
kein direktes Baurecht geschaffen. Dies erfolgt vielmehr auf der Ebene des Bebau-
ungsplanes bzw. auf der Genehmigungsebene. 

 

3.3.2 Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 

Erhebliche negative Auswirkungen auf die Umwelt bereitet die Flächennutzungs-
planänderung nicht vor. In Bezug auf dieser Planungsebene als nicht wesentlich er-
heblich bewerteten bzw. durch Minimierungs- und/ oder Vermeidungsmaßnahmen ver-
meidbaren Auswirkungen aufgeführten Folgen der Planung, sind im Rahmen der wei-
teren Planungsebenen entsprechende Maßnahmen zu treffen. Die Begründung des 
Planinhalts sowie der Umweltbericht bieten hierzu ausreichende Ansätze. 

Unabhängig davon wäre eine Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen auf Flä-
chennutzungsplanebene nicht möglich, da der Plan grundsätzlich nicht auf den Vollzug 
ausgelegt ist.  

 

3.3.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Mit der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die Flächen als "Sonderbau-
flächen" mit der Zweckbestimmung "Erneuerbare Energien" planungsrechtlich gesi-
chert werden.  

Die vorgesehenen Planungsflächen liegen im südlichen Landkreis Helmstedt in der 
Samtgemeinde Heeseberg, südöstlich der Ortschaften Jerxheim und Söllingen. Er-
reicht wird das Planungsgebiet durch die B 244 und das vorherrschende Wegesystem. 

Neben der Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlage sieht das künftige Konzept zu-
dem eine Wiedervernässung des vorhandenen Niedermoorbodens vor. Dabei wird 
eine Extensivierung der Nutzung von Acker in Grünflächen angestrebt. Erhebliche Be-
einträchtigungen im Rahmen von Versiegelungen sind für das Schutzgut Boden nicht 
zu erwarten, da es sich um aufgestellte Photovoltaikmodule handelt und auf erhebliche 
Bodeneingriffe verzichtet wird. Aus der Schaffung der vorgenannten Bauflächen wer-
den zudem keine erheblichen Beeinträchtigungen für die Schutzgüter Fläche und Was-
ser, verbleiben, da unterhalb der Module eine Grünlandeinsaat erfolgen soll. Auch das 
Oberflächenwasser kann von den Modulen ablaufen und vom Boden aufgenommen 



Flächennutzungsplan, 14. Änderung  - 45 - 

Samtgemeinde Heeseberg, Landkreis Helmstedt 

 

 

Dr.-Ing. W. Schwerdt Büro für Stadtplanung Braunschweig 

werden. Die Schutzgüter Mensch und Kultur bzw. die Sachgüter werden nach der Ein-
schätzung nicht erheblich beeinträchtigt.  

Für die Schutzgüter Arten und Lebensgemeinschaften und Landschaft ist planbedingt 
mit Beeinträchtigungen zu rechnen, es ist allerdings in der Gesamtschau durch plan-
bedingte Maßnahmen im Ergebnis nicht von erheblichen Beeinträchtigung der Schutz-
güter auszugehen. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für das Schutzgut Arten 
und Lebensgemeinschaften durch Einschränkung der Bewegungsfreiheit von Arten der 
offenen Feldflur können notwendige Einfriedungen so gestaltet werden, dass zumin-
dest eine Durchlässigkeit für kleinere Tierarten in Bodennähe besteht. Die Wege und 
Randstrukturen (Gehölze/Gräben) bleiben offen. 

Als Ausgleich für den Entzug von Ackerfläche als Lebensraum für Arten der Offen-
landschaft sowie für einen gewissen Anteil an Bodenversiegelung sind die Anlagen so 
zu errichten, dass unterhalb der Paneele und in den Zwischenräumen Grünland entwi-
ckelt werden kann, das möglichst extensiv zu pflegen ist, bzw. durch Schafbeweidung 
weiter landwirtschaftlich genutzt werden kann. Im Zusammenspiel mit möglichen Ein-
grünungsmaßnahmen in Form von standortheimischen Heckenstrukturen zu den äu-
ßeren Rändern der Anlagenflächen sowie möglicher Aufwertungsmaßnahmen, können 
hier neue Lebens- und Rückzugsräume insbesondere für Kleinsäuger und Vögel ent-
stehen. Diese Maßnahmen sind verbindlich innerhalb der weiteren Planungs-ebenen 
festzulegen.  

Aufgrund des Rechtscharakters der Flächennutzungsplanung werden direkt keine er-
heblichen Umweltauswirkungen erzeugt. Erst im Rahmen der weiteren Bauleitplanung 
(Bebauungsplanebene) wird auf der Grundlage der verbindlichen Festsetzungen die 
Erheblichkeit der Umweltauswirkungen ermittelt. Hieraus sind Maßnahmen zur Über-
wachung abzuleiten, die sich zum Beispiel auf die Überwachung der sach- und fach-
gerechten Umsetzung und deren dauerhafte Erhaltung beziehen. Die Überwachung 
kann sich auf die Überprüfung der Einhaltung der planerisch vorgegebenen maximalen 
Versiegelungen beziehen.  

Beeinträchtigungen der Bevölkerung im Hinblick auf gesunde Wohnverhältnisse oder 
in Bezug auf die Schutzgüter Kultur und Sachgüter wurden nicht ermittelt. 
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4.0 Quellenangaben 

 Verordnung über das Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP-VO)  

 Regionalverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm  

 Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Heeseberg 

 Landschaftsrahmenplan Helmstedt 2004, Büro für Landschaftsplanung Birkigt-Quentin, 
Adelebsen 1995 (bis 2004) 

 Teilfortschreibung des Landschaftsrahmenplanes des Landkreises Helmstedt der 
Schutzgüter "Arten und Lebensgemeinschaften" sowie dem Schutzgut "Landschaftsbild", 
entera Umweltplanung & IT, Hannover, (Entwurf 2016, 2020) 

 Eisenbahn – Bundesamt, Zentrale Bonn  

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  

 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) 

 Bundes-Klimaschutzgesetz KSG  

 Gesetz für den Ausbau erneuerbare Energien (Erneuerbare – Energien – Gesetz – EEG 
2021)  

 EU-Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates  

 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)  

 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17.05.2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
08.07.2022 (BGBl. I S. 1054) 

 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (DSchG NI) 

 Niedersächsisches Wassergesetz (NWG) / Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

 Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG)  

 Niedersächsisches Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung (NWaldLG) vom 
21.03.2002 (Nds. GVBl. S. 112), zuletzt geändert durch Artikel 8 §  des Gesetzes  
vom 11.11.2022 (Nds. GVBl. S. 451) 

 Niedersächsische Bauordnung (NBauO)  

 Niedersächsische Landkreistag und Niedersächsische Städte- und Gemeindebund: "Pla-
nung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen in Niedersachsen-Hinweise und Empfehlun-
gen aus der Perspektive der Raumordnung" 1.Auflage 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): Niedersächsisches Bodeninfor-
mationssystem (NIBIS®) 

 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz (MU): 
Niedersächsische Umweltkarten: www.umweltkarten-niedersachsen.de 

 Bund/ Länder - Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA): Anforderungen an die stoffliche Ver-
wertung von mineralischen Abfällen: Teil II: Technische Regeln für die Verwertung 1.2 Bo-
denmaterial (TR Boden).  

 Artenschutzrechtliche Beurteilung Fledermäuse (ASP I & II), Bebauungsplan Anholt BO3 
"Lindners  Feld", Stadt Isselburg, Graevendal, Büro für Faunistik und Ökologie, Goch Sep-
tember 2016 

 Regionalstrategie Daseinsvorsorge, Leitfaden für die Praxis, Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur, April 2016 

 Klimaschutz in der Siedlungsentwicklung – Ein Handbuch, NIKiS, Niedersächsische Initia-
tive für Klimaschutz in der Siedlungsentwicklung 

 Repp, A. & Dickhaut, W. (September 2017). "Fläche" als komplexer Umweltfaktor in der 
Strategischen Umweltprüfung? Begriffliche Komponenten, gegenwärtige Bewertungspra-
xis und Optionen einer Ausgestaltung als Schutzgut. UVP – Report, S. 136 – 144 

 Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet "Großes Bruch" in den Gemeinden Ge-
vensleben, Beierstedt, Jerxheim und Söllingen der Samtgemeinde Heeseberg, Landkreis 
Helmstedt 

 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz: Niedersächsische 
Klimaschutz-strategie 2021 

 DIN 18005-1:2002-07 "Schallschutz im Städtebau – Teil 1: Grundlage und Hinweise für die 
Planung". DIN  18005-1 Beiblatt 1:1987-05 "Schallschutz im Städtebau" 

https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.landkreis-peine.de/Ordnung-Umwelt/Umwelt/Natur-und-Landschaft/index.php?La=1&object=tx,2555.666.1&kat=&kuo=2&sub=0
https://www.gesetze-im-internet.de/bbodschg/BJNR050210998.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/BJNR007210974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/BJNR007210974.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bimschg/BJNR007210974.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/
http://nibis.lbeg.de/cardomap3
http://nibis.lbeg.de/cardomap3
https://www.umwelt.niedersachsen.de/
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5.0 Maßnahmen der technischen Infrastruktur 

Durch die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes treten keine wesentlich geänder-
ten Bedingungen gegenüber dem wirksamen Flächennutzungsplan ein. 

Die verkehrliche Erschließung der Änderungsbereiche ist nach der Bauphase nur zeit-
weise notwendig und über die vorhandenen Straßen und Feldwege möglich und leist-
bar. Maßnahmen der technischen Infrastruktur werden mit Ausnahme einer Einspeise-
leitung von elektrischer Energie sowie einer Steuerungs- und Kommunikationsleitung 
nicht erforderlich. Entsprechende Abstimmungen sind auf den weiteren Planungsebe-
nen vorzunehmen. 

Zur Nutzung der Flächen werden die Grundwasser-/Grabenwasserstände über ein 
Schöpfwerk gesteuert, welches das Wasser aus dem Grabensystem in den Großen 
Graben befördert. Für die Wiedervernässung des Niedermoorbodens wird das vorhan-
dene Schöpfwerk umgesteuert, so dass keine weitere technische Infrastruktur benötigt 
wird.  

Eine Ableitung von in den Änderungsbereichen einfallenden Niederschlagswassers 
wird aufgrund der Anlagenart voraussichtlich nicht erforderlich, da die Aufstellung der 
Solarmodule ohne eine Fundamentierung lediglich mittels eingerammter Metallprofile 
erfolgen soll. 

 

 

6.0 Flächenbilanz 

Nutzung Fläche Anteil 

Sonderbauflächen (S) Solaranlagen 221,2 ha   98 % 

Grabensystem  4,5 ha 2 % 

Änderungsbereich  225,72 ha 100  

 

 

7.0 Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 

In seiner Stellungnahme schreibt die Landwirtschaftskammer Niedersachsen, 
Braunschweig vom 25.09.2023 folgendes: [… 

- In der jetzigen Planungsphase der Flächennutzungsplanänderung sind generell 
noch nicht alle Einzelheiten bekannt, die eine konkrete Beurteilung der Bauvorha-
ben zulässt. Wir möchten an dieser Stelle aber bereits auf agrarstrukturelle Be-
lange hinweisen, die zu berücksichtigen und im weiteren Verfahren abzuarbeiten 
sind.  

- Nach Durchführung des Vorhabens muss eine uneingeschränkte Bewirtschaftung 
und Erschließung der benachbarten Nutzflächen möglich sein. Eine Vernässung 
der angrenzenden Flächen ist zu vermeiden.  

- Wir setzen voraus, dass bezüglich der Überplanung und der Nutzung landwirt-
schaftlicher Wirtschaftswege einvernehmliche Regelungen mit den Feldmarkinte-
ressentschaften getroffen werden.  
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- Konkrete Aussagen zu Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen liegen derzeit noch 
nicht vor. Zu prüfen ist, inwiefern hier überhaupt ein Kompensationsbedarf aus der 
Inanspruchnahme von intensiv genutzter Ackerfläche resultiert, da insgesamt eine 
Aufwertung stattfindet. Eventuelle Maßnahmen sind unter dem Aspekt der größt-
möglichen Schonung von Grund und Boden (§ 1a BauGB) umzusetzen.  

- Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden die planungsrechtlichen 
Grundlagen für die Ausweisung einer PV-Freiflächenanlage geschaffen, die even-
tuell nur für einen bestimmten Zeitraum betrieben wird. Mit der Wiedervernässung 
des vorhandenen Niedermoorbodens, deren Maßnahmen grundsätzlich in einem 
wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren zu regeln sind, werden aber Böden 
mit hohem Ertragspotential dauerhaft der landwirtschaftlichen Ackernutzung ent-
zogen. Wir bitten diesen Sachverhalt im Zuge der Abwägung zu berücksichtigen.  

- Wir gehen davon aus, dass gerade für Pachtbetriebe die einzelbetriebliche Betrof-
fenheit bezüglich eines möglichen Flächenentzug und der damit verbundenen Si-
cherung der Existenz im weiteren Verfahren abgeprüft und planerisch berücksich-
tigt wird.] 

 

 

8.0 Ablauf des Planaufstellungsverfahrens 

- Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB hat vom 11.09.2023 
bis einschließlich 25.09.2023 stattgefunden. 

- Frühzeitige Beteiligung der Behörden/ Nachbargemeinden 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie 
die Nachbargemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 25.08.2023 
zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 25.09.2023 aufgefordert. 

- Öffentliche Auslegung/ Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 

Zum Planverfahren gem. § 3 Abs. 2 BauGB hat die Veröffentlichung vom ……………….. 
bis zum ……………….. stattgefunden. Parallel wurde die Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden gem. § 4 Abs. 2 
BauGB durchgeführt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und die 
Nachbargemeinden wurden mit Datum vom ……………….. angeschrieben und von der 
Auslegung benachrichtigt. 

 

 

9.0 Zusammenfassende Erklärung gem. § 6 Abs. 5 BauGB 

(wird nach den Planverfahren ergänzt) 
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9.1 Berücksichtigung der Umweltbelange und der Beteiligungsverfahren/ Abwägung 

Gemäß § 2 BauGB haben die Gemeinden bei der Aufstellung von Bauleitplänen eine 
Umweltprüfung durchzuführen. Die Umweltprüfung bezieht sich u. a. auf das, was nach 
Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise verlangt werden 
kann. Wegen der generalisierten Aussagen des Flächennutzungsplans – es wird nicht 
zwischen Baugebieten, Verkehrsflächen oder privaten Freiflächen differenziert – wurde 
die Umweltprüfung auf die generelle Zulässigkeit und Durchführbarkeit der Planung im 
Hinblick auf die umweltrelevanten Belange beschränkt. Neben den reinen Planwerken 
wurde auch auf eine Vor-Ort-Bestandsaufnahme bei der Betrachtung der naturschutz-
fachlichen Belange zurückgegriffen. Insgesamt geprüft wurden die Schutzgüter Natur-
schutz und Landschaftspflege, der Mensch, Kultur- und Sachgüter sowie der Flächen- 
und Bodenschutz. 

Die Änderung des Flächennutzungsplanes (rd. 225 ha) der Gemeinden Söllin-
gen/Jerxheim beinhaltet den Darstellungswechsel von Fläche für die Landwirtschaft in 
Sonderbaufläche für die Stromgewinnung aus solarer Strahlungsenergie südöstlich der 
Ortslagen von Söllingen und Jerxheim, am Großen Bruch. Es handelt sich hierbei um 
die geplante erstmalige Inanspruchnahme bzw. die planungsrechtliche Vorbereitung 
von überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen für die Entwicklung von Bauflä-
chen. Auf Grundlage des Artenschutzgutachtens handelt es sich hierbei im südlichen 
Planungsbereich mit etwa 88 % überwiegend um intensiv genutzte Ackerflächen. Grün-
land mit den Biotoptypen Grünland-Einsaat, Intensivgrünland auf trockenen Mineralb-
öden und Trittrasen machen nur einen sehr geringen Anteil von 0,6 % aus. Die land-
wirtschaftlich genutzten Flächen werden von linearen Strukturen begrenzt. 

Die neuen Planflächen besitzen Potenzial für den Natur-, Arten- und Biotopschutz und 
das Landschaftsbild. Eine Versiegelung der Ackerfläche stellt im Regelfall einen Ein-
griff in Natur und Landschaft dar, der entsprechend üblicherweise ausgeglichen wer-
den muss. Neben der Planung von Photovoltaik-Freiflächenanlage sieht das künftige 
Konzept zudem eine Wiedervernässung des vorhandenen Niedermoorbodens vor. Da-
bei wird eine Extensivierung der Nutzung von Acker in Grünflächen angestrebt. Erheb-
liche Beeinträchtigungen im Rahmen von Versiegelungen sind für das Schutzgut Bo-
den jedoch nicht zu erwarten, da es sich um aufgestellte Photovoltaikmodule handelt 
bei denen Stahlträger in den Boden gerammt werden und auf erhebliche Bodeneingriffe 
daher verzichtet wird. Zudem werden keine erheblichen Beeinträchtigungen für die 
Schutzgüter Fläche und Wasser, verbleiben, da unterhalb der Module eine Grünland-
einsaat erfolgen soll. Auch das Oberflächenwasser kann von den Modulen ablaufen 
und vom Boden aufgenommen werden. Die Schutzgüter Mensch und Kultur bzw. die 
Sachgüter werden nach der Einschätzung nicht erheblich beeinträchtigt.  

Für die Schutzgüter Arten und Lebensgemeinschaften und Landschaft ist planbedingt 
mit Beeinträchtigungen zu rechnen, es ist allerdings in der Gesamtschau durch plan-
bedingte Maßnahmen im Ergebnis nicht von erheblichen Beeinträchtigung der Schutz-
güter auszugehen. Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen für das Schutzgut Arten 
und Lebensgemeinschaften durch Einschränkung der Bewegungsfreiheit von Arten der 
offenen Feldflur können notwendige Einfriedungen so gestaltet werden, dass zumin-
dest eine Durchlässigkeit für kleinere Tierarten in Bodennähe besteht. Die Wege und 
Randstrukturen (Gehölze/Gräben) bleiben offen. 

Als Ausgleich für den Entzug von Ackerfläche als Lebensraum für Arten der Offen-
landschaft sowie für einen gewissen Anteil an Bodenversiegelung sind die Anlagen so 
zu errichten, dass unterhalb der Paneele und in den Zwischenräumen Grünland entwi-
ckelt werden kann, das möglichst extensiv zu pflegen ist, bzw. durch Schafbeweidung 
weiter landwirtschaftlich genutzt werden kann. Im Zusammenspiel mit möglichen Ein-
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grünungsmaßnahmen in Form von standortheimischen Heckenstrukturen zu den äu-
ßeren Rändern der Anlagenflächen sowie möglicher Aufwertungsmaßnahmen, können 
hier neue Lebens- und Rückzugsräume insbesondere für Kleinsäuger und Vögel ent-
stehen. Diese Maßnahmen sind verbindlich innerhalb der weiteren Planungsebenen 
festzulegen. 

Es werden aufgrund des Rechtscharakters der Flächennutzungsplanung direkt keine 
erheblichen Umweltauswirkungen erzeugt. Erst im Rahmen der weiteren Bauleitpla-
nung (Bebauungsplanebene) wird auf der Grundlage der verbindlichen Festsetzungen 
oder bei den Unterlagen zur Genehmigung die Erheblichkeit der Umweltauswirkungen 
ermittelt. Hieraus sind Maßnahmen zur Überwachung abzuleiten, die sich zum Beispiel 
auf die Überwachung der sach- und fachgerechten Umsetzung der Ausgleichsmaß-
nahmen und deren dauerhafte Erhaltung beziehen. Eine weitere Überwachung kann 
sich auf die Überprüfung der Einhaltung der planerisch vorgegebenen maximalen Ver-
siegelungen beziehen. 

Im Rahmen der Beteiligungsverfahren wurden abwägungsrelevante Stellungnahmen, 
zum Boden- und Wasserschutz, zum Immissionsschutz, zur Kreisarchäologie, zu 
Kampfmitteln, zum Ausgleich für die Eingriffe in den Naturhaushalt, zur Erschließung, 
zum Baugrund, und zur Ver- und Entsorgung vorgebracht. Die vorgetragenen Hinweise 
wurden zumeist in die Begründung aufgenommen oder wurden gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
abgewogen. Der genaue zeitliche Ablauf der Beteiligungsverfahren ist dem Punkt 8.0 
der Begründung zu entnehmen. 

 

 

10.0 Verfahrensvermerk 

Die Begründung wurde mit den zugehörigen Beiplänen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 
……………….. bis zum ……………….. in der Samtgemeinde Heeseberg veröffentlicht. 

Sie wurde in der Sitzung am .................... durch den Rat der Gemeinde unter Berück-
sichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zu den Bauleitplanverfahren beschlos-
sen. 

 

Heeseberg, den ..................... 

 

................................................ 

(Samtgemeindebürgermeister) 


